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SATZUNG DER GEMEINDE SCHACHT-AUDORF ÜBER DEN 
BEBAUUNGSPLAN NR. 24 "KÖNIGSBERGER STRASSE SÜD"
FÜR DEN BEREICH SÜDLICH DER KÖNIGSBERGER STRASSE, ÖSTLICH DER DRESDNER STRASSE, WESTLICH DER STRASSE FAHRENLÜTH UND 
NÖRDLICH DER FREIEN FELDMARK

TEIL B: TEXT (SIEHE GESONDERTES BLATT)TEIL A: PLANZEICHNUNG

Es gilt das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 6 vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) sowie die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) geändert worden ist.

M. 1:1.000

S:\@Projekte\Schacht-Audorf\032651 BP24 Königsberger Str-Süd\G-Endfassung\BP\Plaene\160901 Planz_BP24.vwx
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Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 84 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO S-H) in der zur Zeit geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom ....................... folgende Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 24 der Gemeinde Schacht-Audorf für den Bereich südlich der Königsberger Straße, östlich der Dresdner Straße, westlich der Straße Fahrenlüth und nördlich der freien Feldmark, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen.
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Gemeinde Schacht-Audorf 
Teil B: Text 

zur 
Satzung der Gemeinde Schacht-Audorf über den  
Bebauungsplan Nr. 24 „Königsberger Straße Süd“ 

 
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1990 

 
(Änderungen gegenüber 1. Entwurf sind entsprechend markiert: entfällt / neu) 

Ergänzend zu den Ausweisungen des Teils A, Planzeichnung des Bebauungsplanes 
Nr. 24 „Königsberger Straße Süd“, wird folgendes festgesetzt: 
 
 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO) 

 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
1.1 Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO) 

 
Zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 
− Wohngebäude, 
− die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

nicht störende Handwerksbetriebe, 
− Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
− sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO und § 1 Abs. 5 BauNVO:  
− Betriebe des Beherbergungsgewerbes.  
 
Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 
− Anlagen für sportliche Zwecke, 
− Anlagen für Verwaltungen, 
− Gartenbaubetriebe, 
− Tankstellen. 
 

1.2 Eingeschränkte Zulässigkeit von Garagen, Carports und Nebenanlagen (§ 12 Abs. 6 und 
§ 14 Abs. 1 BauNVO) 
 
Zwischen den öffentlichen Straßenverkehrsflächen und den straßenseitigen Baugrenzen sind Ga-
ragen, Carports und Nebenanlagen ausgeschlossen. Die Anlage von Zufahrten und Stellplätzen 
ist zulässig. 
 

1.3 Mindestgrundstücksgrößen (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
 
Im Baufeld WA 2 muss das Mindestmaß für die Größe der einzelnen privaten 
Wohngrundstücke 750 m² betragen. 
 

1.4 Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
Das in der Planzeichnung gekennzeichnete Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf dem Flurstück 7/39 
wird in einer Breite von 3,50 m zugunsten der Anlieger des Flurstücks 3/20 zu Erschließungszwe-
cken festgesetzt. 
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2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO) 
 

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und 3 Nr. 2 BauNVO) 
 
Im gesamten Plangeltungsbereich gelten nachfolgende Höhenbegrenzungen: 
− max. zulässige Firsthöhe FH max.: 8,50 m 
− max. zulässige Höhe Erdgeschoßrohfußboden: 0,50 m 
 

2.2 Höhenbezugspunkt (§ 18 Abs. 1 BauNVO) 
 
Als Bezugspunkt der Höhenfestsetzungen gilt die Oberkante Straßendecke der festgesetzten Ver-
kehrsflächen an der Straßenbegrenzungslinie zu den jeweiligen in Aussicht genommenen Grund-
stücken, senkrecht gemessen in der Mitte der zur Straßenbegrenzungslinie nächstgelegenen Ge-
bäudeseite. 
 

3. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen 
oder zur Vermeidung oder zur Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden 
baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 

3.1 Schutz vor Verkehrslärm - passive Lärmschutzmaßnahmen 
 
Passive Schallschutzmaßnahmen 
Außenflächen von zum Schlafen genutzten Räumen, in denen Fenster eingebaut werden, sind 
zusätzlich mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen auszurüsten, deren Schalldämmungen bei 
der Ermittlung des resultierenden Schalldämm-Maßes R’w,res berücksichtigt werden müssen. Bei 
Gebäuden in der Nachtzone 2 (s. Abb.) kann auf Lüftungseinrichtungen verzichtet werden, sofern 
die Schlafräume an der nordwestlichen, westlichen, südwestlichen, südlichen oder südöstlichen 
Außenfassade liegen. Bei Gebäuden in Nachtzone 1 kann nur dann auf Lüftungseinrichtungen 
verzichtet werden, sofern die Schlafräume an der südwestlichen Außenfassade liegen. 

 
Abb. Einteilung Nachtzonen 
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Anordnung Außenwohnbereiche 
Aufgrund der Überschreitungen im Tagbeurteilungszeitraum sollten Außenwohnbereiche im Teil-
bereich A jeweils nur an Gebäudefassaden im Lärmschatten der BAB A7, also an den südlichen, 
südwestlichen oder westlichen Gebäudefassaden angeordnet werden. 

 
Abb. Einteilung Lärmpegelbereiche 
 

II. GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB i.V.m. § 6 
Abs. 4 LNatSchG) 
 

4. Öffentliche Grünflächen  
 

4.1 Spielplatz 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ ist ein Kinderspiel-
platz für verschiedene Altersgruppen anzulegen. Innerhalb des Spielplatzes sind keine Versiege-
lungen zulässig. Wege sind in wasserdurchlässiger Bauweise zu erstellen. 
 

4.2 Trafostation 
 
Die zur Versorgung des Wohngebietes notwendige Trafostation ist innerhalb der öffentlichen 
Grünflächen zulässig. Von dem in der Planzeichnung (Teil A) festgelegten Standort darf abgewi-
chen werden, wenn technische oder gestalterische Gründe dies erfordern und öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen. 
 
 

5. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 
25a BauGB) 

 
5.1 Anpflanzen von Bäumen im öffentlichen Straßenraum 

 
Im öffentlichen Straßenraum sind 20 Straßenbäume als Hochstamm, 3 x v., mit einem Stammum-
fang von 16-18 cm zur stadträumlichen Gliederung des Straßenraums zu pflanzen. Baumscheiben 
sind in einer Mindestgröße von mind. 6 m² vorzusehen. 
Die Standorte können bis zu 5,0 m vom festgesetzten Standort in der Planzeichnung – Teil A, ab-
weichen. 
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5.2 Anpflanzen von Bäumen innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Spielplatz 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz sind 7 standortgerech-
te Laubbäume als Hochstamm, 3 x v., mit einem Stammumfang von 16-18 cm zu pflanzen.  
 

5.3 Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr. 25b BauGB) 
 
Die als zu erhalten festgesetzten Bäume, Sträucher und sonstigen Bepflanzungen sind dauerhaft 
zu erhalten und zu pflegen. 
 

5.4 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
Pkw-Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Terrassen sind mit wasserdurchlässigen Belägen her-
zustellen. 
 
 

III. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 LBO) 
 

6. Gestaltung der Doppelhäuser  
 
Bei zwei aneinander gebauten Doppelhaushälften sind die bauliche Höhenentwicklung, die Dach-
neigung, Dachmaterialien und Dachfarbe sowie das Fassadenmaterial einheitlich auszuführen. 
Auf die Dachfläche zusätzlich montierte Photovoltaikanlagen / Sonnenkollektoren sind von dieser 
Regelung ausgenommen. 
 
 

7. Dächer 
 

7.1 Dachformen 
 
Im gesamten Plangeltungsbereich sind für die Hauptgebäude nur Satteldächer, Walmdächer, 
Krüppelwalmdächer und Zeltdächer zulässig.  
Pultdächer und Flachdächer sind ausgeschlossen. 
 

7.2 Dachneigungen 
 
Es sind Dachneigungen zwischen 25° und 48° zulässig. 
Überdachte Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind entweder als 
Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung bis 8° zulässig oder sind in glei-
cher Dachform und -neigung des Hauptgebäudes auszuführen.  
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7.3 Dachdeckungsmaterialien der Hauptgebäude 
 
Zulässig sind nur Ziegel oder Dachsteine.  
Glänzende oder glänzend engobierte Dachdeckungsmaterialien sind unzulässig. 
Für die Dacheindeckungen werden folgende Farben ausgeschlossen: 
1. weiß 
2. gelb 
3. lila 
4. orange 
5. rosa / pink 
6. türkis 
7. neonfarben 
8. hellblau / hellgrün 
9. metallicfarben 
Allgemein zulässig sind Sonnenkollektoren und begrünte Dächer. 
Darüber hinaus zulässig sind verglaste Dachteile im baulichen Zusammenhang mit Wintergärten 
sowie Dachfenster. 
 
 

8. Materialien der Außenwände 
 
Die Außenwände an Hauptgebäuden sind als ungeputztes Mauerwerk, Verblendmauerwerk oder 
als Putzfassade herzustellen. Für untergeordnete Bauteile können Holz und Blech verwenden 
werden. Zudem sind an Fassaden großflächige Verglasungen oder Wintergärten zulässig. 
Fassaden in Rundbohlenbauweise sowie Verglasungen aus verspiegelten Gläsern sind im ge-
samten Plangeltungsbereich nicht zulässig. 
 
 

9. Gestaltung von Garagen, Stellplätzen und überdachten Stellplätzen sowie von 
baulichen Nebenanlagen 
 
Garagen, Carports und Nebenanlagen sind mit Holz oder Holzbaustoffen zu verkleiden oder im 
gleichen Material wie das Hauptgebäude auszuführen. 
 
 

10. Einfriedungen 
 
In den straßenseitigen Vorgartenzonen sind folgende Grundstückseinfriedungen zulässig: 
− freiwachsende oder geschnittene Hecken aus standortgerechten heimischen oder dorftypischen 

Laubgehölzen in einer Höhe von max. 1,20 m, 
− Trockenmauern, Pflanzsteine oder bepflanzte Erdwälle bis zu einer Höhe von max. 0,80 m, 
− Zäune aus Metall, Holz und Kunststoff, mit oder ohne Sockel aus Stein, in einer Gesamthöhe 

von max. 0,80 m. 
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Hinweise 
 
Herstellung von Stellplätzen 
Je Wohneinheit sind mindestens 2 Stellplätze zu errichten. 
 
Archäologie 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der 
Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 14 DSchG der Grundstückseigentümer 
und der Leiter der Arbeiten. 
 
Bauzeitenregelungen 
Das Knicken der Gehölze sowie das Entfernen des Knicks und sonstige Gehölzfällungen dürfen 
nur innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist vom 01.10.-14.03. erfolgen. 
Die Baufeldräumung (Abschieben der Vegetationsschicht) darf nicht innerhalb des Zeitraums vom 
01.04.-01.08. erfolgen. 
Der Abriss verbliebener Gebäude darf nicht innerhalb des Zeitraums vom 15.03.-15.08. erfolgen. 
 
Kampfmittel 
Im Plangeltungsbereich sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von Bauarbeiten ist 
die Fläche auf Kampfmittel zu untersuchen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landes-
kriminalamt, Sachgebiet 323, Mühlenweg 166, 24116 Kiel durchgeführt. 
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TEIL I   -   BAULEITPLANERISCHER TEIL 

1 Räumlicher  Geltungsbereich Der   Plangeltungsbereich   des   Bebauungsplans   Nr. 24 
„Königsberger Straße Süd“ befindet sich   südlich der Kö- 
nigsberger Straße, östlich der Dresdner Straße, westlich 
der Straße Fahrenlüth und nördlich der freien Feldmark. 

Der Plangeltungsbereich hat eine Größe von ca. 4,2 ha. 

2 Planungsvoraussetzungen, 
Planungserfordernis 

Die Gemeinde Schacht-Audorf ist aufgrund ihrer räumli- 
chen Lage am Nord-Ostsee-Kanal, der  verkehrsgünsti- 
gen Lage, ihres Ortsbildes und der Nähe zum Mittelzent- 
rum Rendsburg ein attraktiver Wohnort. Deswegen be- 
fasst sich die Gemeinde Schacht-Audorf mit dem Ange- 
bot von weiteren Flächen für die Wohnbebauung. 

Aus der GEP-Fortschreibung „Mengengerüst zur Fort- 
schreibung des Flächen-Entwicklungsplanes 2015-2025“ 
(Stand: Mai 2015) wird für die Gemeinde Schacht-Audorf 
für den Zeitraum 2011 - 2025 ein Bevölkerungsrückgang 
von ca. 170 - 180 EW (ca. -3,8%) prognostiziert. Für das 
Gebiet der GEP wird ebenfalls ein Bevölkerungsrück- 
gang von 2.592 Personen (-3,7%) prognostiziert. Daraus 
ist eine ungefähr parallel laufende Entwicklung von Ge- 
meinde und GEP-Gebiet ersichtlich. In einer Neuberech- 
nung des Wohnbaulandbedarfs 2014 - 2025 für das Ge- 
biet des  GEP  wird  ein  Wohnungsneubaubedarf  von 
1.615 WE (entspricht ca. 4,6% des Wohnungsbestands 
von 2009) errechnet (v.a. aufgrund  von  Ersatzbedarfen 
und Mobilitätsreserven). Unter der Annahme einer wei- 
terhin parallelen Entwicklung von Gemeinde und GEP- 
Gebiet errechnet sich demnach für die Gemeinde 
Schacht-Audorf ein Neubaubedarf von ca.  100  WE  für 
den Zeitraum 2014 - 2025. Dies untermauert die ge- 
meindliche Einschätzung nach neuen Wohnbauflächen. 

Zudem verzeichnet die Gemeinde während des Aufstel- 
lungsverfahrens zum B-Plan Nr. 24 eine große Nachfra- 
ge nach Baugrundstücken, dabei übersteigt  die  Anzahl 
der Interessenten die Zahl der geplanten Grundstücke im 
B-Plangebiet. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplans Nr. 24 will die 
Gemeinde Schacht-Audorf einerseits die örtliche Wohn- 
raumnachfrage abdecken, andererseits aber auch eine 
städtebaulich geordnete Entwicklung und eine sozialge- 
rechte Bodennutzung unter Berücksichtigung von um- 
weltschützenden Belangen im Sinne des BauGB und der 
BauNVO  sicherstellen. 

Der Großteil der Plangebiets ist im geltenden Flächen- 
nutzungsplan von 1971 als Kleinsiedlungsgebiet (WS) 
dargestellt, der westliche Teilbereich wird in der 7. Flä- 
chennutzungsplanänderung    als    Grünfläche    mit    der 
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Zweckbestimmung  „Dauerkleingärten“  dargestellt. 
 

Der FNP befindet sich derzeit in Neuaufstellung, mit der 
planerischen Absicht, für den Plangeltungsbereichs des B-
Planes Nr. 24 Wohnbauflächen darzustellen. Das Ver- 
fahren zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 
wird möglicherweise einen längeren Planungszeitraum 
erfordern, weswegen der Bebauungsplan Nr. 24 in die- 
sem Fall als „vorgezogener Bebauungsplan“ gemäß § 8 
Abs. 3 Satz 2 BauGB vorab  bekannt  gemacht  werden 
wird und gemäß § 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde bedarf. 

 

Die Novellierung des Baugesetzbuches sieht als Grund- 
satz den sparsamen Umgang mit Grund und Boden ge- 
mäß § 1a Absatz 2 Satz 4 BauGB vor. Landwirtschaftlich, 
als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen 
nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Darüber 
hinaus befindet sich das Plangebiet im Außenbereich 
nach § 35 BauGB. Eine neue Wohnbauentwicklung in 
diesem Bereich widerspricht damit dem Grundsatz „Vor- 
rang der Innenentwicklung vor der  Außenentwicklung“ 
des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein. Die 
Gemeinden sind verpflichtet nachzuweisen, inwieweit sie 
noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen kön- 
nen. Diesbezüglich hat die Gemeinde Schacht-Audorf im 
Rahmen der GEP-Fortschreibung Untersuchungen 
durchgeführt (vgl. Teil I Kapitel 3.6). 

 
 

3 Planungsvoraussetzungen 
 

3.1. Landesentwicklungsplan Gemäß  dem  Landesentwicklungsplan  von  2010  gehört 
die Gemeinde Schacht-Audorf zu den Gemeinden im 
Stadt- und Umlandbereich in ländlichen Räumen des 
zentralen Ortes Rendsburg an. Die Gemeinde verfügt 
über keine zentralörtliche Einstufung. 

 

Die Gemeinde Schacht-Audorf deckt den örtlichen Bedarf 
der Wohnbauentwicklung. Dieser umfasst die Nachfrage 
der am Ort lebenden Bevölkerung und Angebote für eine 
ortsangemessene  Zuwanderung. 

 

Darüber hinaus wird die besonders gute überörtliche An- 
bindung durch die Bundesautobahnen A7 und A 210 
deutlich. 

 
 

3.2. Regionalplan / Stadt- 
Umlandkooperation 

Die Gemeinde Schacht-Audorf befindet sich nach Aus- 
sage des Regionalplans für den Planungsraum III (Stand 
2000) im Stadt- und Umlandbereich des Mittelzentrums 
Rendsburg. Die Stadt- und Umlandbereiche sollen als 
bedeutende Wirtschafts- und Arbeitsmarktzentren  sowie 
als Versorgungs- und Siedlungsschwerpunkte in den 
ländlichen  Räumen  gestärkt  und  weiterentwickelt  wer- 
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den. Die weitere Entwicklung Schacht-Audorfs ist auf die 
starken zentralörtlichen Funktionen des Mittelzentrums 
Rendsburg  abzustimmen. 

Schacht-Audorf ist durch die Nähe zu den Bundes- 
autobahnen A7 und A210 sehr gut an das überregionale 
Straßennetz  angebunden. 

Um eine abgestimmte Entwicklung im Gesamtraum 
Rendsburgs sicherzustellen wurde eine Stand-Umland- 
Kooperation geschlossen. Die Siedlungsentwicklung ist 
Teil der Vereinbarungen, die die Gemeinde Schacht- 
Audorf mit erarbeitet hat. Der Vorstand der Entwick- 
lungsagentur für den Lebens- und Wirtschaftsraum 
Rendsburg AÖR hat in seiner Sitzung am 19.08.15 fest- 
gestellt,  dass  die  geplante   Entwicklung   des   B-Plans 
Nr. 24 im Einklang  zum  geltenden  Entwicklungsplan 
steht. 

3.3. Flächennutzungsplan Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Schacht-Audorf von 1971 sieht für den Großteil des 
Plangebiets  zwar  schon  „Wohnen“  vor,  jedoch  wird  die 
Fläche  als  Kleinsiedlungsgebiet  (WS)  dargestellt.  Dar- 
über hinaus wurde die 7. FNP-Änderung durchgeführt, in 
der der östliche Teilbereich des Plangebiets als Grünflä- 
che mit der Zweckbestimmung „Dauerkleingärten“ geän- 
dert wurde. 

Der B-Plan Nr. 24 wird ein allgemeines Wohngebiet (WA) 
festsetzen,  so  dass  das  Entwicklungsgebot,  demzufolge 
der  B-Plan  sich  aus  dem  Flächennutzungsplan  entwi- 
ckeln soll, nicht eingehalten werden kann. 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Schacht-Audorf 
befindet  sich  derzeit  in  Neuaufstellung  mit  der  planeri- 
schen   Absicht,   für   den   Plangeltungsbereichs   des   B- 
Planes Nr. 24 Wohnbauflächen (W) darzustellen. Demzu- 
folge werden sich die Festsetzungen des B-Planes Nr. 24 
aus  den  künftigen  Darstellungen  des  neu  aufgestellten 
Flächennutzungsplanes  entwickeln. 

Das Verfahren zur Neuaufstellung des Flächennutzungs- 
planes  wird  möglicherweise  einen  längeren  Planungs- 
zeitraum erfordern, weswegen der Bebauungsplan Nr. 24 
in diesem Fall als „vorgezogener Bebauungsplan“ gemäß 
§ 8 Abs. 3 Satz 2 BauGB vorab bekannt gemacht werden
wird und gemäß § 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde bedarf. 

3.4. Landschaftsrahmenplan Im  Landschaftsrahmenplan  wird  die  Lage  des  Plangel- 
tungsbereichs im Wasserschongebiet dargestellt. 
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3.5. Landschaftsplan Der Landschaftsplan aus dem Jahr 1997 stellt im Be- 
standsplan auf dem südlichen Teil des Plangebietes 
Dauergrünland dar, der nördliche  Teil wird  als überwie- 

 gend  vorstädtisch  geprägte  Siedlungsfläche  dargestellt. 
An  der  südlichen  Grenze  des  Plangebiets  sowie  mittig 
von Nord nach Süd verlaufen zwei Knicks. Der westliche 
Teil des Plangeltungsbereichs wird als Kleingartenfläche 
dargestellt, die Kleingärten werden an der westlichen und 
nördlichen Grenze von Knicks umgeben. 

Im  Bewertungsplan  werden  die  Knicks  als  ökologisch 
hochwertig,  die  Siedlungsflächen  und  Dauergrünlandflä- 
chen  als  geringwertig  dargestellt.  Die  Kleingärten  sind 
bedingt wertvoll als Lebensraum für Pflanzen und Tiere. 

Der  Entwicklungsplan  des  Landschaftsplans  stellt  den 
östlichen  Teil  des  Plangebiets  als  vorhandene  und  als 
potenzielle  Wohnbauflächen  dar.  Die  Kleingärten  sind 
laut Landschaftsplan zu erhalten. 

Die im  Plangebiet liegenden Knicks werden als gesetz- 
lich geschützte Biotope nachrichtlich dargestellt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb.: Entwicklung Landschaftsplan 1997, Kennzeichnung Plangebiet 
 

 
 

Die vorliegende Planung entspricht im Wesentlichen den 
Zielen des Landschaftsplans. Ein Teil des Kleingarten- 
gebietes muss für die Erschließung des Plangebietes 
überplant werden. Die in diesem Bereich inzwischen 
brachgefallenen Kleingartenparzellen nördlich der ge- 
planten Erschließungsstraße werden zu Wohnbauflächen 
entwickelt. 
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3.6. Innenentwicklung Für  die  Gemeinde  Schacht-Audorf  wurde  im  Jahr  2011 
im Rahmen des GEP Rendsburg eine Innenentwick- 
lungspotenzialanalyse erstellt (GEP Rendsburg, Innen- 
entwicklungspotenziale, Teilbericht, 002-04 Schacht- 
Audorf, 27.06.2011). 

 

Vorgehensweise 
 

Das Untersuchungsgebiet umfasst sämtliche für den 
Wohnungsbau geeigneten Flächen im städtebaulichen 
Innenbereich der Gemeinde Schacht-Audorf sowie sons- 
tige für den Wohnungsbau planungsrechtlich gesicherten 
Flächen, ebenso Hofstellen und andere betriebliche Flä- 
chenpotenziale, sofern diese nach ihrer rechtskräftigen 
Ausweisung für den Wohnungsbau zur Verfügung stehen 
würden (also keine GE, GEe, GI, Gemeinbedarfsflächen, 
SO, Grünflächen, etc. Zum Untersuchungsbereich zuge- 
hörig sind B-Planflächen mit einer Festsetzung als Woh- 
nungsbauflächen (WS, WR, WA) oder Mischbauflächen 
(MI). 

 

Der städtebauliche Innenbereich orientiert sich an den 
Maßgaben des § 34 BauGB und der Rechtsprechung zu 
diesem Paragraphen. Die städtebaulich zusammenge- 
wachsenen Siedlungsbereiche „Schacht“ und „Audorf“ 
bilden eine Einheit als Ortsteil. Die Ausweisungen des F- 
Plans (W bzw. M) gehen zum Teil über den städtebauli- 
chen Innenbereich des Ortsteils hinaus. 

 

Für Potenzialflächen, die für eine Bebauung mit (freiste- 
henden) EFH besonders geeignet erscheinen, wird eine 
Grundstücksmindestgröße  von  400  m2   pro  EFH  festge- 
legt. 

 

Empfehlungen zur Aktivierung der Potenzialflächen 
 

Nach der Erhebung und der Bewertung der Potenzialflä- 
chen wurden für die Gemeinde Schacht-Audorf insge- 
samt 59 Potenzialflächen identifiziert und in die Katego- 
rien  A  bis  C  eingeordnet.  Bei  einer  angenommenen 
Grundstücksgröße  von  ca.  400  m2  pro  Einfamilienhaus- 
Grundstück ergibt das in der Summe ein Potenzial von 
277 realisierbaren Wohneinheiten mit unterschiedlichen 
Planungs- und Realisierungshorizonten. 
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GEP Rendsburg, Innenentwicklungspotenziale. Stand: 06/2011. 

 

 
 

Ca. 20 WE aus der Kategorie A (Potenzialflächen mit 
Baurecht) sind über das gesamte  Gemeindegebiet  ver- 
teilt und sind nicht Bestandteil eines B-Planes. Es liegen 
keine offensichtlichen Realisierungshemmnisse vor. Im 
Rahmen einer Eigentümeransprache lassen sich ggf. 
kurzfristig  Wohnungsbaupotenziale  mobilisieren. 

 

Für   alle   weiteren   Potenzialflächen   der   Kategorie   B 
(i.d.R.  privat  genutzte  Gartenflächen;   Potenzialflächen 
mit Baurecht und erkennbaren Realisierungshemmnis- 
sen)  ist  die  Realisierungswahrscheinlichkeit  und  die  Er- 
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folgsaussicht bei einer  gezielten  Eigentümeransprache 
zu prüfen, um letztere dann bei geeigneten Fällen auch 
durchzuführen. 

 

Ein relativ großer Anteil der Potenzialflächen zählt zur 
Kategorie C (Potenzialflächen mit Planungserfordernis 
bzw. Planungsempfehlung). Es handelt sich hierbei zu- 
meist um Blockinnenbereiche mit relativ tiefen Grund- 
stücken, die straßenseitig eine Einzel- oder Doppelhaus- 
bebauung aufweisen. Für sämtliche Flächen der Katego- 
rie C wird eine weitergehende Auseinandersetzung in- 
nerhalb der Gemeinde empfohlen, um dann ggf. ein Bau- 
leitplanungsverfahren  vorzubereiten. 

 

Aktualisierung  2015 
 

Die Gemeinde Schacht-Audorf hat im Jahr 2015 die o.g. 
Innenentwicklungspotenzialanalyse mit ihren identifizier- 
ten Potenzialflächen auf ihre Aktualität und auf damit auf 
die Gültigkeit ihrer Aussagen geprüft (GEP- 
Entwicklungsplan: Fortschreibung; Stand: Januar 2015 
und ak-stadt-art: Aktualisierung im Rahmen der FNP- 
Neuaufstellung; Stand: November 2015). Im Juni 2012 
hatte  die  Gemeinde  zudem  beschlossen,  die  Mindest- 
grundstücksgröße  von  ursprünglich  400   m2   auf  600 m2

 

zu erhöhen, da die ursprünglich gewählte Flächengröße 
der Gemeinde für eine Umsetzung als zu klein erschien. 

 

Seit 2011 wurden schon einige Potenzialflächen bebaut, 
bspw. sind von den 2 großen Flächen des B-Plans Nr. 20 
mit insgesamt 71 potenziellen WE nur noch 6 WE unbe- 
baut. Insgesamt  ergaben  die  Aktualisierungen,  dass 
noch 20 WE in der Kategorie A und 84 WE in der Kate- 
gorie B verbleiben. Die Aktualisierungen werden voraus- 
sichtlich im Frühjahr 2016 von der Gemeinde Schacht- 
Audorf beschlossen, anschließend folgt i.d.R. der Be- 
schluss des GEP. Da die Potenzialflächen sich vereinzelt 
über das gesamte Gemeindegebiet verteilen und zudem 
durch vielschichtige Realisierungshemmnisse geprägt 
sind, ist es aus gemeindlicher Sicht erforderlich, die Flä- 
chen des Plangeltungsbereichs des B-Plans Nr. 24 als 
künftiges Siedlungsgebiet auszuweisen,  um  den  Bedarf 
an Wohnbauflächen der Gemeinde zu decken. 

 

Fazit für den B-Plan Nr. 24 („Königsberger Straße 
Süd“) 

 

Die vorhandenen Innentwicklungspotenziale, die der 
Gemeinde als Ergebnis des Gutachtens von 2011 zur 
Verfügung stehen, sind zum größten Teil ausgeschöpft 
oder durch vielschichtige Realisierungshemmnisse ge- 
prägt. Um den Bedarf an Wohnbauflächen der Gemeinde 
zu decken ist es somit notwendig, Flächen des Außenbe- 
reichs als künftiges Siedlungsgebiet auszuweisen. 
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Das Plangebiet südlich der Königsberger Straße stellt ei- 
ne der letzten Flächenreserven bezüglich größerer zu- 
sammenhängender Wohnbauflächen innerhalb des Ge- 
meindegebietes dar. Es befindet sich zwar im Außenbe- 
reich nach § 35 BauGB, schließt aber zu drei Seiten an 
die bestehende Bebauung an. Zudem wird das neue 
Baugebiet durch die Verlängerung der bestehenden Bre- 
slauer Straße an das dort bestehende Wohngebiet an- 
gebunden. Durch die unmittelbare Lage  im Wohngebiet 
nördlich der Kieler Straße kann städtebaulich von einer 
integrierten Lage gesprochen werden. 

 

Die zu überplanende Fläche ist bereits im Flächennut- 
zungsplan als Wohnbaufläche dargestellt. Südlich an- 
grenzend befinden sich weitere geplante Wohnbauflä- 
chen, die im Rahmen des GEP in der 3. Priorität einge- 
stuft sind. 

 
 

4 Bestandsbeschreibung Bisher wurden die Flächen des Plangeltungsbereiches 
größtenteils als Gartenflächen, Grünlandflächen  sowie 
als Fichtenschonung genutzt. Im westlichen Bereich des 

 Plangebiets  wurden  mittlerweile  ungenutzte  Kleingarten- 
parzellen nördlich des Weges in die Planung mit einbe- 
zogen.  Am  westlichen  Rand  des  Plangebiets  befindet 
sich der Parkplatz der Kleingärten sowie ein kleiner Kin- 
derspielplatz.  Durch  das  Plangebiet  führt  eine  kleine 
Wegeverbindung. Den südlichen, westlichen und tlw. den 
nördlichen  Rand  des  Planungsgebietes  bilden  für  die 
Region  typische  Knicks,  ein  weiterer  Knick  durchzieht 
das  Plangebiet  mittig  von  Nord  nach  Süd.  Zwischen 
Spielplatz und Parkplatz befindet sich ein weiterer Knick- 
abschnitt.  In   Richtung   Süden   schließen   sich   weitere 
landwirtschaftlich genutzte Flächen an. 

Im Plangebiet befinden sich inmitten der Grünlandflächen 
zwei  Fichtenschonungen. Die  untere  Forstbehörde  hat 
auf Anfrage festgelegt, dass es sich hier nicht um Wald- 
flächen   im   Sinne   des   Landeswaldgesetzes   handelt. 
Westlich, nördlich und östlich schließen bestehende Ein- 
familienhausquartiere in  überwiegend  eingeschossiger 
Bauweise an, in Richtung Südwesten grenzen Kleingär- 
ten an. 

 
 

5 Planerische  Konzeption, 
städtebauliche  Zielsetzung 

Das planerische Konzept sieht auf  einer  Flächengröße 
von ca. 4,2 ha die Entwicklung eines allgemeinen Wohn- 
gebietes für Einfamilienhäuser / Doppelhäuser vor. An- 
gestrebt wird eine Fortführung der angrenzenden Sied- 
lungsstruktur in Art und Maß der Nutzung und in der Ge- 
staltung. Entlang einer verkehrsberuhigten Straße mit ei- 
ner hohen Aufenthaltsqualität entstehen Grundstücksan- 
gebote überwiegend zwischen 600 und 900 m² und ins- 
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gesamt ca. 40 Grundstücken. 
 

Die Pkw-Erschließung erfolgt von Westen über eine Zu- 
/Abfahrt von der Breslauer Straße, im zentralen Bereich 
ist das Wohngebiet über mehrere Fußwegeverbindungen 
mit dem benachbarten Quartier, den Sportplätzen am 
östlichen Siedlungsrand und der freien Landschaft ver- 
knüpft. Nach Süden ist das geplante Wohngebiet durch 
einen durchgehenden Knick eingegrünt. 

 

Die innere Erschließung wird in Form einer Ringstraße 
ausgebildet. Diese Haupterschließungsachse verläuft mit 
einer Grundstückstiefe Abstand parallel zur Grenze des 
Plangebiets. Dadurch befinden sich nahezu alle Grund- 
stücke unmittelbar an der Erschließungsstraße und es 
entsteht eine die Orientierung erleichternde klare Gliede- 
rung des Gebietes. Öffentliche Parkplätze entstehen 
straßenbegleitend in ausreichender Zahl. 

 

Durch die straßenbegleitende Bebauung entsteht eine 
städtebauliche Struktur mit annähernd gleichen Grund- 
stücksgrößen  und  vergleichbaren  Rahmenbedingungen 
(z.B.  Besonnungsverhältnisse). 

 

Im Bereich der Einmündung der Zufahrtsstraße auf die 
Ringstraße entsteht in zentraler Lage ein grün gestalteter 
Platz als Quartiersmittelpunkt mit Spielplatz. Dieser be- 
fördert die Identifikation der Bewohner mit ihrem Quartier. 
Mehrere Fußwegeverbindungen führen durch das 
Wohngebiet in die umliegenden Quartiere. 

 

Durch die Neuplanung eines Spielplatzes kann der kleine 
Spielplatz am westlichen Rand entfallen, auf dieser frei- 
werdenden Fläche entstehen Wohngrundstücke. 

 

Das Grünkonzept sieht vor, die vorhandenen Knicks als 
private Grünflächen in ihrem Bestand zu sichern und die 
Entlassung dieser Knicks aus dem Knickstatus zu bean- 
tragen. Darüber hinaus wird der öffentliche Straßenraum 
durch Baumpflanzung begrünt und gegliedert. 

 
 

6 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 
 

6.1. Art und Maß der baulichen 
Nutzung 

Das geplante Wohngebiet wird als allgemeines Wohnge- 
biet (WA 1 und WA 2) festgesetzt. Zulässig sind gemäß 
§ 4 Absatz 2 BauNVO 

 
• Wohngebäude, 
• die der Versorgung des Gebietes dienenden Lä- 

den, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 
störende  Handwerksbetriebe, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und ge- 
sundheitliche  Zwecke, 

• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 
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Ausnahmsweise können zugelassen werden gemäß § 4 
Absatz 3 BauNVO 

 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 
Nicht zulässig sind gemäß § 1 Absatz 5 und § 1 Absatz 6 
BauNVO 

 

• Anlagen für sportliche Zwecke, 
• Anlagen für Verwaltungen, 
• Gartenbaubetriebe, 

• Tankstellen. 
Die Festsetzungen der zulässigen, ausnahmsweise zu- 
lässigen und nicht zulässigen Nutzungen weichen teil- 
weise vom Nutzungskatalog der BauNVO für allgemeine 
Wohngebiete ab. Ziel ist es hierbei, einen auf die speziel- 
len Eigenheiten des geplanten Wohngebietes abge- 
stimmten Nutzungskatalog vorzugeben. 

 

So sind Anlagen für sportliche Zwecke im  Wohngebiet 
nicht zulässig, da sie die Wohnnutzung stören würden. 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Anlagen für Verwal- 
tungen sind im festgesetzten allgemeinen Wohngebiet 
ebenfalls ausgeschlossen, da sie sich von ihrem Charak- 
ter, ihrem Platzbedarf und ihrem Störungsgrad her nicht 
in das geplante Wohngebiet einfügen. 

 
 

6.2. Überbaubare 
Grundstücksfläche 

Die Baugrenzen werden für nebeneinander liegende 
Grundstücke als zusammenhängende „Baufenster“ fest- 
gesetzt, um eine flexible Grundstückseinteilung zu er- 
möglichen. Die festgesetzten Baufenster halten einen 
Abstand von 3 m zum öffentlichen Straßenraum. 

 

Nebenanlagen, Garagen und Carports sind auch außer- 
halb der Baugrenzen zulässig, jedoch mit einer Ein- 
schränkung in Bezug auf die Vorzonen zum öffentlichen 
Straßenraum. An allen Grundstücksseiten, die zwischen 
der öffentlichen Straßenverkehrsfläche und den  jeweili- 
gen straßenseitigen Baugrenzen liegen, sind sie nur in- 
nerhalb der Baugrenzen zulässig. Durch diese partielle 
Einschränkung wird den möglichen Nutzungsansprüchen 
der Bewohner grundsätzlich entsprochen und gleichzeitig 
ein einheitliches Straßenbild mit durchgängigen Vorgar- 
tenzonen erreicht. 

 

In den Vorzonen (der Bereich zwischen der öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche und den jeweiligen straßenseiti- 
gen Baugrenzen) dürfen Zufahrten und Stellplätze errich- 
tet werden, von denen keine  gebäudegleichen  Wirkun- 
gen ausgehen dürfen. 
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6.3. Höhenentwicklung Um eine zu große Höhenentwicklung der Baukörper in 
dieser Ortsrandlage und im Übergang zum umgebenden 
Landschaftsraum sowie im Anschluss an die vorhandene 

 eingeschossige  Einfamilienhausbebauung  zu  verhindern, 
werden  im  Bebauungsplan  Nr.  24  Gebäudehöhenfest- 
setzungen  getroffen. 

Für alle Häuser im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1 und 
WA 2)  sind  folgende  maximale  bauliche  Höhenentwick- 
lungen    einzuhalten:    zulässige    Gebäudehöhe    max. 
8,50 m, zulässige Höhe des Erdgeschossrohfußbodens 
0,50 m. Die Festsetzung einer maximalen Höhe des 
Erdgeschossrohfußbodens soll ein einheitliches und 
harmonisches Erscheinungsbild der Häuser zum öffentli- 
chen Straßenraum hin sicherstellen. 

 

Als Bezugspunkt der Höhenfestsetzungen gilt die Ober- 
kante Straßendecke der  festgesetzten  Verkehrsflächen 
an der Straßenbegrenzungslinie zu den jeweiligen in 
Aussicht genommenen Grundstücken, senkrecht gemes- 
sen in der Mitte der zur Straßenbegrenzungslinie nächst- 
gelegenen  Gebäudeseite. 

 
 

6.4. Geschossigkeit In den Baufeldern mit der Zuordnungsnummer WA 1 sind 
nur Gebäude mit einem Vollgeschoss zulässig. Diese 
Festsetzung entspricht dem Typus eines Einfamilienhau- 

 ses  im  ländlich  geprägten  Raum,  der  in  nahezu  allen 
Schacht-Audorfer  Einfamilienhausgebieten  üblicherweise 
errichtet wird. 

In  den  zentral im  Wohngebiet angeordneten Baufeldern 
WA 2 sind aufgrund der Nachfrage nach „Stadtvillen“ in 
kompakter Bauweise maximal 2 Vollgeschosse zulässig. 
Um  den  gewünschten  städtebaulichen  Gesamteindruck 
eines homogenen Stadtquartiers zu erreichen, wird auch 
in WA 2 die maximal zulässige Gebäudehöhe auf 8,50 m 
begrenzt (vgl. Kapitel 6.3) sowie die Dachneigung eben- 
falls  wie  in  WA 1  auf  25°-48°  festgelegt  (vgl.  Kapitel 
10.1). 

 
 

6.5. Grundflächenzahl Die  Grundflächenzahl  wird  im  Allgemeinen  Wohngebiet 
 (WA 1 / WA 2) auf 0,3 festgesetzt. Dies ermöglicht eine 

Bebauung mit Einzelhäusern, die in einer guten Relation 
zu   den   vorgesehenen   Grundstücksgrößen   steht.   Die 
festgesetzte  GRZ  entspricht  dem  überwiegend  aufgelo- 
ckerten Erscheinungsbild der angrenzenden Bebauung. 

Die  Grundflächenzahl  darf  durch  die  Grundfläche  von 
Garagen  und  Stellplätzen  mit  ihren  Zufahrten  und  Ne- 
benanlagen  um  bis  zu  50  vom  Hundert  überschritten 
werden. Dieses entspricht den Regelungen von 
§ 19 Abs. 4 BauNVO. 
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6.6. Bauweise Dem  Ortsbild  entsprechend  und  in  Fortführung  der  an- 
 grenzenden Siedlungsstruktur wird eine offene Bauweise 

festgesetzt. Damit  soll  ein  aufgelockertes  Erscheinungs- 
bild der Siedlung erreicht werden. 

Im Plangebiet ist die Errichtung von Einzel- und Doppel- 
häusern  zulässig.  Damit  wird  eine  ortstypische  und  be- 
darfsgerechte Bauform ermöglicht. 

 
 

6.7. Mindestgrundstücksgrößen Um eine für das Wohngebiet nicht erwünschte bauliche 
Verdichtung  zu  verhindern,  werden  für  die  Grundstücke 
im Baufeld WA 2 Mindestgrößen von 750 m² festgesetzt. 

 
 

6.8. Geh-, Fahr- und Leitungs- 
rechte 

Zur Erschließung des südlich angrenzenden Flurstücks 
3/20 wird zugunsten der Anlieger ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht (GFL) in einer Breite von 3,50 m auf dem 
Flurstück 7/39 festgesetzt. 

 
 

7 Begründung der grünordnerischen Festsetzungen 
 

7.1. Öffentliche  Grünflächen Die   öffentliche   Grünfläche   mit   der   Zweckbestimmung 
  „Spielplatz“  dient  der  Versorgung  des  Plangebietes  und 

der umliegenden Wohngebiete mit Spielflächen  für  Kin- 
der. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche ist eine Trafo- 
Station zulässig. 

 
 

7.2. Private Grünflächen Die  im  Plangebiet  vorhandenen  Knicks  werden  als  pri- 
vate  Grünflächen  mit  der  Zweckbestimmung  Abstands- 
grün festgesetzt. 

 
 

7.3. Erhaltungsgebote Um den Erhalt des Gehölzbestandes   auf den vorhande- 
  nen Knicks dauerhaft zu sichern, werden sie mit einem 

Erhaltungsgebot versehen. Ziel ist der Erhalt dieser glie- 
dernden  Grünstrukturen. 

 
 

7.4. Anpflanzgebote Zur Gliederung und Durchgrünung des öffentlichen Stra- 
 ßenraums wird festgesetzt, dass innerhalb des Straßen- 

raums   Straßenbäume   und   innerhalb   der   öffentlichen 
Grünfläche zu pflanzen sind. 

Diese Maßnahme dient gleichzeitig dem Ausgleich für die 
Eingriffe in den Baumbestand. 

 
 

8 Verkehr,  Erschließung Das  Plangebiet  ist  über  eine  Zufahrt  an  die  Breslauer 
 Straße  angebunden.  Die  Erschließungsstraße  wird  als 

Verkehrsfläche  besonderer  Zweckbestimmung  als  ver- 
kehrsberuhigte  Wohnstraße  festgesetzt.  Entlang  der  Er- 
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schließungsstraße   befinden   sich   in   Längsaufstellung 
mehrere öffentliche Parkflächen in ausreichender Zahl. 

 

Notwendige   Stellplätze   sind   grundsätzlich   auf   Privat- 
grund  nachzuweisen. 

 

Es  werden  mehrere  Fußwegeverbindungen  festgelegt, 
die das neue Wohngebiet mit der Umgebung vernetzt. 

 
 

9 Immissionsschutz Zur Untersuchung der Schallimmissionen für den Plan- 
geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 24 wurde ein 
schalltechnisches Gutachten beauftragt: 

 „Schallgutachten. - nach DIN 18005 - 25.08.2015“ (Ver- 
fasser:  dBCon,  Kaltenkirchen,  Sachbearbeiter  A.  Gold- 
schmidt“). 

Ausgangslage 

Die Planfläche liegt im Einflussbereich der Bundesautob- 
ahn A7 (BAB A7) im Osten sowie der Kieler Straße (L47) 
im  Süden  des  Plangebietes.  Diese  Verkehrswege  wer- 
den  maßgeblich  auf  das  Plangebiet  einwirken.  Andere 
Verkehrswege  im  Umfeld  des  Plangebietes  werden  nur 
irrelevant  zur  Lärmbelastung  beitragen  und  werden  da- 
her nicht weiter berücksichtigt. Es ist erforderlich, die auf 
das Plangebiet einwirkenden Geräusche durch den Stra- 
ßenverkehr der BAB A7 und der L47 zu ermitteln und im 
Hinblick  auf  die  planungsrechtlichen  Anforderungen  zu 
beurteilen. 

Berechnungsergebnisse 

Bei der Betrachtung der Lärmkarten für Verkehrslärm am 
Tage   wird   deutlich,   dass   der   Orientierungswert   für 
Wohngebiete von 55 dB(A) für den Tageszeitraum nahe- 
zu auf dem gesamten Plangebiet überschritten wird. Le- 
diglich    an    der    südwestlichen    Seite    des    B-Plan- 
Geltungsbereiches wird der Orientierungswert nicht 
überschritten. 

 

Bei der Betrachtung der Lärmkarten für Verkehrslärm in 
der Nacht wird deutlich, dass der Orientierungswert für 
Wohngebiete in der Nacht von 45 dB(A) auf dem gesam- 
ten Plangebiet überschritten wird. 

 

Passive  Schallschutzmaßnahmen 
 

Flächen für aktive Maßnahmen im  Geltungsbereich des 
B-Planes stehen nicht zur Verfügung,  wären  aufgrund 
der großen Entfernung zu den maßgeblichen Straßen- 
verläufen jedoch auch nicht besonders effektiv. Zum 
Ausgleich der Überschreitungen der Orientierungswerte 
und zur planungsrechtlichen Absicherung der baurechtli- 
chen Anforderungen an die Schalldämmung der Außen- 
bauteile zum Schutz gegen Umgebungslärm sind im B- 
Plan Nr. 24 der Gemeinde Schacht-Audorf daher passive 
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Schallschutzmaßnahmen  festzusetzen. 
 

Empfehlung 
 

Es wird vorgeschlagen, folgende Angaben zum passiven 
Schallschutz im B-Plan Nr. 24 der Gemeinde Schacht- 
Audorf festzusetzen: 

 

1. Folgende Lärmpegelbereiche sind zu kennzeichnen. 
 

• Teilbereich A - LPB II 
 

• Teilbereich B - LPB I 
 

2. Der Bebauungsplan setzt fest, dass in dem gekenn- 
zeichneten Lärmpegelbereich II nach § 9 (1) 24 
BauGB Vorkehrungen zum Schutz vor Straßenver- 
kehrslärm zu treffen sind 

 

3. Die Außenbauteile der Gebäude müssen mindestens 
folgenden Anforderungen nach DIN 4109 (Ausgabe 
November 1989), Tabelle 8 hinsichtlich der Schall- 
dämmung zum Schutz gegen Außenlärm genügen: 

 

Lärmpegelbe- 
reich (LPB) 

Aufenthaltsräu- 
me  in  Wohnun- 
gen 

Büroräume 

LPB I* erf. R’w,res = 30 dB - 

LPB II* erf. R’w,res = 30 dB 30 dB 
 

* wird aus Wärmeschutzgründen standardmäßig eingehal- 
ten 

 
 

4. Der Nachweis der erforderlichen resultierenden 
Schalldämm-Maße erf. R’w,res ist auf der Grundlage 
der als Technische Baubestimmung bauaufsichtlich 
eingeführten DIN 4109 (Ausgabe November  1989) 
und Beiblatt 1 zu DIN 4109 (Ausgabe November 
1989) zu führen. 

 

5. Außenflächen von zum Schlafen genutzten Räumen, 
in denen Fenster eingebaut  werden,  sind  zusätzlich 
mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen auszu- 
rüsten, deren Schalldämmungen bei der  Ermittlung 
des resultierenden Schalldämm-Maßes R’w,res be- 
rücksichtigt werden müssen. Bei Gebäuden in der 
Nachtzone 2 (s. Bild 9)  kann  auf 
Lüftungseinrichtungen verzichtet werden, sofern die 
Schlafräume an der nordwestlichen, westlichen, süd- 
westlichen, südlichen oder südöstlichen Außenfassa- 
de liegen. Bei Gebäuden in Nachtzone 1 kann  nur 
dann auf Lüftungseinrichtungen verzichtet werden, 
sofern die Schlafräume an der südwestlichen Außen- 
fassade liegen. 
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6. Aufgrund der Überschreitungen im Tagbeurteilungs- 
zeitraum sollten  Außenwohnbereiche  im  Teilbereich 
A jeweils nur an Gebäudefassaden im Lärmschatten 
der BAB A7, also an den südlichen,  südwestlichen 
oder westlichen Gebäudefassaden angeordnet wer- 
den. 

 

Übernahme in den Bebauungsplan 
 

Auf eine Festsetzung der empfohlenen  Lärmpegelberei- 
che I und II kann verzichtet werden, da diese aus den 
Vorgaben zur Wärmeschutzverordnung standardmäßig 
eingehalten werden. Den fachgutachterlichen Empfeh- 
lungen wird in den Punkten 5 (Festsetzung von Nachtzo- 
nen) und 6 (Festsetzung zur Anlage von Außenwohnbe- 
reichen) gefolgt. 

 
 

10 Begründung der baugestalterischen Festsetzungen 
 

Um im Plangebiet einer zu heterogenen Gestaltung der 
Gebäude entgegen zu wirken, werden örtliche Bauvor- 
schriften gemäß § 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit 
§ 84 LBO Schleswig-Holstein festgesetzt. 

 
 

10.1. Dachformen / -neigungen Die Festsetzungen zur Gestaltung der Dächer (Dachfor- 
men,  -neigungen,  -materialien)  dienen  dazu,  ein  Min- 

 destmaß an gestalterischer Einheit im Plangebiet zu ge- 
währleisten.  Darüber   hinaus   wird   sichergestellt,  dass 
sich die heranrückende Wohnbebauung gestalterisch an 
den  Charakter  der  vorhandenen  dörflichen  Bebauung 
angleicht. 

Dachformen 

Zulässig  sind  Satteldächer,  Walmdächer,  Krüppelwalm- 
dächer und Zeltdächer. Pultdächer und Flachdächer sind 
ausgeschlossen. 

Dachneigungen 

Es sind Dachneigungen zwischen 25° und 48° zulässig. 
Überdachte   Stellplätze,   Garagen   und   Nebenanlagen 
i.S.d. § 14 BauNVO sind entweder als Flachdächer und 
flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung bis 8° zu- 
lässig oder sind in gleicher Dachform und -neigung des 
Hauptgebäudes  auszuführen. 

Wichtig für das Erscheinungsbild der Gebäude auf einem 
Grundstück  ist  die  Festsetzung,  dass  überdachte  Stell- 
plätze, Garagen und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO 
entweder als Flachdächer und flach geneigte Dächer mit 
einer Dachneigung bis 8° zulässig oder in gleicher Dach- 
form  und  -neigung  wie  das  Hauptgebäude  auszuführen 
sind. 
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10.2. Dachdeckungsmaterialien 
der Hauptgebäude 

Die Dachflächen besitzen eine hohe  Fernwirksamkeit 
und prägen damit in hohem Maße das Ortsbild. Um eine 
der Lage und Exposition des Plangebietes entsprechen- 
de Gestaltung zu gewährleisten, werden verschiedene 
Festsetzungen getroffen. So sind nur Ziegel oder Dach- 
steine zulässig. Glänzende oder glänzend engobierte 
Dachdeckungsmaterialien sind unzulässig. 

 

Für   die   Dacheindeckungen   werden   folgende   Farben 
ausgeschlossen: 

 

1. weiß 
2. gelb 
3. lila 
4. orange 
5. rosa / pink 
6. türkis 
7. neonfarben 
8. hellblau / hellgrün 
9. metallicfarben. 
Allgemein zulässig sind Sonnenkollektoren und begrünte 
Dächer. Darüber hinaus zulässig sind verglaste Dachtei- 
le im baulichen Zusammenhang mit Wintergärten sowie 
Dachfenster. 

 
 

10.3. Außenwände Die Außenwände an Hauptgebäuden sind als ungeputz- 
tes Mauerwerk, Verblendmauerwerk oder als Putzfassa- 

 de   herzustellen.  Für  untergeordnete   Bauteile   können 
Holz und Blech verwendet werden. Zudem sind an Fas- 
saden großflächige Verglasungen oder Wintergärten zu- 
lässig. 

Fassaden  in  Rundbohlenbauweise  sowie  Verglasungen 
aus verspiegelten oder farbig wirkenden Gläsern sind im 
gesamten Plangeltungsbereich nicht zulässig, da sie sich 
nicht in das typische Ortsbild einfügen. Ausdrücklich zu- 
lässig sind Wärmeschutzverglasungen. 

 
 

10.4. Gestaltung von Garagen, 
überdachten  Stellplätzen 
und baulichen Nebenanla- 
gen 

Garagen, Carports und Nebenanlagen sind mit Holz oder 
Holzbaustoffen zu verkleiden oder im  gleichen  Material 
wie das Hauptgebäude auszuführen. 

 

Die Festsetzung zur Gestaltung von Garagen und über- 
dachten Stellplätzen sowie von baulichen Nebenanlagen 
dient der einheitlichen Gestaltung des öffentlichen Stra- 
ßenraums durch eine Beschränkung der Materialien. 

 
 

10.5. Einheitliche Gestaltung von 
Doppelhäusern 

Im Sinne eines geordneten Erscheinungsbildes  sind in- 
nerhalb einer Doppelhausgruppe die baulichen Höhen- 
entwicklungen, die Dachformen, Dachneigungen, Dach- 
materialien und Dachfarben sowie Fassadenmaterialien 
einheitlich auszuführen. Auf die abschließend hergestell- 
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ten Dachflächen zusätzlich montierte Photovoltaikanla- 
gen / Sonnenkollektoren sind von dieser Regelung aus- 
genommen, um den Eigentümern ausreichend Spiel- 
raum zur Nutzung regenerativer Energien zu lassen. 

 
 

10.6. Einfriedungen Auch   die   gestalterischen   Festsetzungen   zur   Art   der 
Grundstückseinfriedungen im Bereich der Vorgartenzone 
dienen der gestalterischen Aufwertung des öffentlichen 
Straßenraums und sollen dem neuen Wohngebiet ein 
wahrnehmbares gesamthaftes Erscheinungsbild geben, 
wie es für ein ländliches Wohngebiet typisch ist. 

 

Im diesem Sinne sind in den straßenseitigen Vorgarten- 
zonen folgende Grundstückseinfriedungen zulässig: 

 

• freiwachsende oder geschnittene Hecken aus 
standortgerechten heimischen oder dorftypischen 
Laubgehölzen in einer Höhe von max. 1,20 m, 

• Trockenmauern, Pflanzsteine oder bepflanzte 
Erdwälle bis zu einer Höhe von max. 0,80 m, 

• Zäune aus Metall, Holz und Kunststoff, mit oder 
ohne Sockel aus Stein, in einer Gesamthöhe von 
max. 0,80 m. 

 
 

11 Ver- und Entsorgung Die Ver- und Entsorgung für das Wohnquartier ist insge- 
samt neu herzustellen. Der Anschluss an das vorhande- 
ne Leitungsnetz erfolgt über die Breslauer Straße und die 
Straße Fahrenlüth. 

 
 

11.1. Frischwasserversorgung Die  Wasserversorgung  erfolgt  durch  Anschluss  an  das 
vorhandene zentrale System der Gemeinde Schacht- 
Audorf. 

 
 

11.2. Strom- und Gasversorgung Die Strom- und Gasversorgung ist durch die Anschluss- 
möglichkeit an das Ortsnetz der Schleswig- Holstein Netz 
AG gewährleistet. 

 
 

11.3. Telekommunikation In  allen  Straßen  werden  Telekommunikationslinien  un- 
  tergebracht, die zur Verfügung gestellt werden können. 

11.4. Schmutzwasserbeseitigung Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt  durch  Anschluss 
an die im Trennsystem betriebene Ortsentwässerungsan- 
lage der Gemeinde Schacht-Audorf. 

 
 

11.5. Oberflächenentwässerung Aufgrund  der  anstehenden  Bodenverhältnisse  (vgl.  Ori- 
 entierende  Untergrunderkundung  -  B-Plan  Nr.  24  „Kö- 

nigsberger  Straße  Süd“.  IPP,  Kiel,  14.09.15)  mit  bindi- 
gen,  annährend  wasserundurchlässigen  Böden  ist  eine 
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Versickerung anfallenden Oberflächenwassers auf den 
Privat- und Straßengrundstücken nicht realisierbar. 

 

Anfallendes Oberflächenwasser der Privatgrundstücke 
muss aus diesem Grunde grundstücksintern gefasst und 
zusammen mit dem Oberflächenwasser der öffentlichen 
Straßengrundstücke über ein Regenwasserkanalsystem 
schadlos abgeleitet werden. 

 

Unter Ausnutzung des vorhandenen, weiterführenden 
Regenwasserkanalsystems in den angrenzenden Stra- 
ßen ist es aus hydraulischer Sicht  erforderlich, die aus 
dem B-Plangebiet anfallende Wassermenge vor der Ein- 
leitung in das vorhandene, weiterführende Kanalnetz zu- 
rückzuhalten und gedrosselt abzugeben. 

 

Dafür wird im südwestlichen Bereich des Plangebiets ein 
Regenrückhaltebecken (in einer Fläche für Versorgungs- 
anlagen) vorgesehen, das das gesammelte Oberflä- 
chenwasser aus dem Plangebiet aufnimmt und im An- 
schluss gedrosselt in das vorhandene, weiterführende 
Kanalnetz ableitet. 

 

Im Rahmen der Erschließungsplanung ist zu beachten, 
dass jegliche Änderungen von Einleitungen in den Nord- 
Ostsee-Kanal detailliert beim Wasser- und  Schifffahrts- 
amt angezeigt werden müssen. 

 
 

11.6. Abfallbeseitigung Die Müllbeseitigung erfolgt gem. der Satzung des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde. 

 
 

11.7. Brandschutz Die Gemeinde Schacht-Audorf gewährleistet gemäß § 2 
des Schleswig-Holsteinischen Brandschutzgesetzes vom 
10.02.1996,  dass  die  erforderliche  Löschwasserversor- 

 gung in allen Bereichen sichergestellt wird. Die für das 
Plangebiet  mindestens  erforderliche  Löschwassermenge 
von 48 m³ / h kann - im Rahmen der jeweiligen Kapazitä- 
ten  des  Trinkwasserversorgungsnetzes  -  aus  dem  vor- 
handenen  Trinkwassernetz  zur  Verfügung  gestellt  wer- 
den. 

Die  Löschwasserversorgung  für  den  Feuerwehreinsatz 
ist unter Anwendung der DVGW Arbeitsblätter W 405 - 
Bereitstellung   von   Löschwasser   durch   die   öffentliche 
Trinkwasserversorgung - und W 331 - Hydrantenrichtlinie 
- bzw. gemäß  Industrierichtlinie  sicherzustellen. Hydran- 
ten für die Entnahme von Löschwasser sind so anzuord- 
nen, dass sie nicht zugestellt werden können und jeder- 
zeit für die Feuerwehr zugänglich sind. Der Abstand zwi- 
schen  den  Hydranten  ist  nach  Arbeitsblatt  W  331  des 
DVGW  -  Regelwerks  zu  bestimmen.  Als  ausreichend 
wird ein Abstand von 80 - 100 m angesehen. 
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12 Flächenbilanz                   Allgemeines Wohngebiet (WA 1 und WA 2):    29.400 m² 

Verkehrsflächen besond. Zweckbestimmung: 6.700 m² 

Öffentliche Grünflächen (Spielplatz):                    2.350 m² 

Private Grünflächen: 1.400 m² 

Fläche für Versorgungsanlagen: 1.750 m2 

Gesamtfläche Plangeltungsbereich: 41.600 m² 
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TEIL II   -   UMWELTBERICHT 
 

13 Einleitung 
 

13.1. Gesetzliche  Grundlagen Im Rahmen der Bauleitplanung ist gem. § 2 (4) BauGB 
für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung 

 durchzuführen,  in  der  die  voraussichtlichen  erheblichen 
Umweltauswirkungen  ermittelt  und  in  einem  Umweltbe- 
richt  beschrieben  und  bewertet  werden.  Der  Umweltbe- 
richt ist Bestandteil der Begründung. 

Der Umweltbericht ist im Verfahren fortzuschreiben, da er 
die  Ergebnisse  der  Umweltprüfung  und  damit  u.a.  Er- 
gebnisse  der   Abwägung  des   Planungsträgers  in  der 
Auseinandersetzung mit Stellungnahmen aus der öffent- 
lichen  Auslegung  zu  dokumentieren  hat.  Wesentliches 
Ziel des Umweltberichtes ist neben der Aufbereitung des 
umweltrelevanten  Abwägungsmaterials  hiernach,  Dritten 
eine Beurteilung zu ermöglichen, inwieweit sie von Fest- 
setzungen des Bebauungsplans betroffen sein können. 

Die  Umweltprüfung  hat  im  Rahmen  dieses  Planverfah- 
rens insbesondere die Auswirkungen der geplanten Nut- 
zung  auf  die  naturschutzrechtlichen  Rahmenbedingun- 
gen  und  –vorgaben  zu  untersuchen  und  zu  bewerten. 
Die  Schutzgüter  Pflanzen  und  Tiere,  Klima/Luft,  Boden, 
Wasser  und  Landschaftsbild  sind  voraussichtlich  durch 
die Planungen betroffen. 

Der Umweltbericht wird nach den Vorgaben der Anlage 
zu § 2a BauGB erstellt. 

 
 

13.2. Kurzdarstellung der Inhalte 
und Ziele des Bebauungs- 
plans 

Die Gemeinde Schacht-Audorf beabsichtigt die Durchfüh- 
rung einer Bauleitplanung auf einer ca. 4,2 ha großen 
Fläche, die einer Wohnbebauung zugeführt werden soll. 
Dem Charakter der angrenzenden Bebauung entspre- 
chend, ist eine Bebauung mit freistehenden  Einzelhäu- 
sern auf Grundstücken unterschiedlicher Größe vorgese- 
hen. 

 

Die Gemeinde möchte damit dem Bedarf an Wohn- 
grundstücken in der Gemeinde nachkommen. Die Ent- 
wicklung der Flächen ist erforderlich, da keine weiteren 
Wohnbauflächen im Gemeindegebiet kurzfristig zur Ver- 
fügung stehen. 

 

Der Bebauungsplan setzt fest: 
 

• Allgemeines Wohngebiet zur Schaffung von 
Wohngrundstücken 

 

• private Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
Abstandsgrün zur Sicherung und Erhaltung der li- 
nearen Gehölzstrukturen (vorhandene Knicks, die 
aus dem Knickstatus entlassen werden) im Plan- 
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gebiet 
 

• Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Spielplatz 

 

• Verkehrsflächen  zur  Sicherung  der  Erschließung 
der Wohnbebauung 

 

Bedarf an Grund und Boden 
 

Der räumliche Geltungsbereich des B-Planes Nr. 24 um- 
fasst eine Fläche von 4,2 ha. Davon entfallen auf 

 

• Wohnbauflächen ca. 29.400 m2
 

 

• Öffentliche Grünflächen ca. 2.350 m2
 

 

• Private Grünflächen ca. 1.400 m2
 

 
• Verkehrsflächen   besonderer   Zweckbestimmung   ca. 

6.700 m2
 

 

• Fläche für Versorgungsanlagen: ca. 1.750 m2. 
 

 
 

13.3. Untersuchungsraum Der Untersuchungsraum ist der Plangeltungsbereich des 
Bebauungsplans Nr. 24 sowie dessen Umgebung, die 
durch die vorgesehenen Maßnahmen betroffen sein 
könnte. 

 
 

14 Festgelegte Ziele des Umwelt- 
schutzes und deren Berück- 
sichtigung bei der Aufstellung 

 
 

14.1. Fachgesetzliche Ziele Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG) 
 

§ 1 BNatSchG: "Natur und Landschaft sind aufgrund ih- 
res eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des Men- 
schen auch in Verantwortung für die künftigen Generati- 
onen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 
schützen, zu pflegen und, soweit erforderlich, wiederher- 
zustellen,                                                                        dass 
1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus- 
halts, 

 

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungs- 
fähigkeit der Naturgüter, 

 

3. die Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich ihrer Le- 
bensstätten und Lebensräume sowie 

 

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erho- 
lungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert 
sind." 

 

§ 19 Abs. 1 BNatSchG: "Der Verursacher eines Eingriffs 
ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen." 
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Diese Ziele finden über grünordnerische Festsetzungen 
Eingang in  die  Planung, die  die  Minimierung  bzw. Ver- 
meidung von Beeinträchtigungen sowie die Schaffung 
neuer Grünstrukturen zum Ziel haben. Dazu gehören 
Festsetzungen zum Erhalt der Knicks als private Grünflä- 
chen und Anpflanzgebote zur Minimierung von Beein- 
trächtigungen des Landschaftsbildes. Regelungen zur 
Regenwasserversickerung vor Ort dienen ebenfalls die- 
sem Ziel. 

 

§ 19 Abs. 2 BNatSchG: "Der Verursacher ist zu ver- 
pflichten, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts- 
pflege vorrangig  auszugleichen  (Ausgleichsmaßnahmen) 
oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaß- 
nahmen). 

 

Die       Umsetzung       erfolgt       über       die       Eingriffs- 
/Ausgleichsbilanzierung (siehe Kapitel 16). 

 

§ 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG: Maßnahmen, 
die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des 
charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen 
oder nachhaltigen Beeinträchtigung der gesetzlich ge- 
schützten Biotope führen können, sind verboten (Gesetz- 
licher Biotopschutz). 

 

Alle Knicks im Plangeltungsbereich sind gemäß § 21 
LNatSchG in Verbindung mit § 30 BNatSchG gesetzlich 
geschützt. 

 

Durch die heranrückende Wohnbebauung ist  allerdings 
von einem ökologischen Funktionsverlust der vorhande- 
nen Knicks auszugehen. Aus diesem Grund wird die Ent- 
lassung der Knicks aus dem Knickstatus beantragt. Die 
Knicks werden gemäß der Durchführungsbestimmungen 
zum Knickschutz (2013) im Verhältnis 1:1 an anderer 
Stelle in freier Landschaft ersetzt. 

 

Einige Knick-Abschnitte lassen sich nicht mit der Planung 
vereinbaren und sind für die Erschließung des Wohnge- 
bietes zu beseitigen. Diese Knickabschnitte werden ge- 
mäß der Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz 
durch Neuanlage im Verhältnis 1:2 an anderer Stelle er- 
setzt. 

 

§ 34 Abs.1 BNatSchG: "Projekte sind vor ihrer  Zulas- 
sung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen eines Gebiets von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder eines europäischen Vogelschutzgebiets 
zu überprüfen." 

 

Es wurde geprüft, ob  die  Planungen  Auswirkungen  auf 
die nächstgelegenen FFH-Gebiete haben. Aufgrund der 
räumlichen Entfernung des nächstgelegenen FFH- 
Gebietes  von  ca.  1  Kilometer  vom  Plangeltungsbereich 
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sind direkte Auswirkungen der Planung auszuschließen. 
 

§ 44 BNatSchG stellt die zentrale  nationale  Vorschrift 
des besonderen Artenschutzes dar. Er beinhaltet für die 
besonders geschützten sowie die streng geschützten 
Tiere und Pflanzen unterschiedliche Verbotstatbestände. 

 

Es erfolgte auf Basis einer Potenzialanalyse die Prüfung, 
ob die Planung mit den gesetzlichen Vorschriften des Ar- 
tenschutzes im Einklang steht. Die Planungen lösen bei 
Umsetzung der genannten Maßnahmen (Einhaltung von 
Bauzeitenregelungen) keine Verbotstatbestände nach 
Artenschutzrecht  aus. 

 

Die Gewässer  (oberirdische Gewässer,   Grundwasser) 
sind derart zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der All- 
gemeinheit und dem Nutzen Einzelner dienen, dass ver- 
meidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funkti- 
onen und der direkt von ihnen abhängigen Landökosys- 
teme und Feuchtgebiete im Hinblick auf ihren Wasser- 
haushalt unterbleiben und dass insgesamt eine nachhal- 
tige Entwicklung gewährleistet wird (aus: Grundsatz der 
Wasserwirtschaft, § 1a Wasserhaushaltsgesetz WHG 
und aus Ziele der Wasserwirtschaft, § 2 Landeswasser- 
gesetz, LWG S.-H.). 

 

Die Berücksichtigung bei  der  Planaufstellung  erfolgt 
durch die Festsetzung,  dass,  wo  die  Bodenverhältnisse 
es zulassen, das auf den Grundstücken anfallende Re- 
genwasser vor Ort wieder zu versickern und dem Was- 
serkreislauf zuzuführen ist. 

 

Bundes-Bodenschutzgesetz   (BBodSchG) 
 

§ 1 BBodSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhal- 
tig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wieder- 
herzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderun- 
gen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie hier- 
durch verursachte Gewässerverunreinigungen zu  sanie- 
ren und Vorsorge gegen nachteilige  Einwirkungen  auf 
den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden 
sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen 
sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kultur- 
geschichte so weit wie möglich vermieden werden." 

 

Dem gesetzlichen Bodenschutz wird  durch  Minimierung 
der Versiegelung Rechnung getragen. Das  städtebauli- 
che Konzept legt eine flächensparende Erschließung zu- 
grunde. 

 

Bundes-Immissionsschutzgesetz   (BImSchG) 
 

§ 1 Abs. 1 BImSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, 
Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, 
die Atmosphäre sowie Kultur-  und  sonstige  Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und 
dem  Entstehen  schädlicher  Umwelteinwirkungen  vorzu- 
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beugen." 
 

§ 50 BImSchG: "Bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorge- 
sehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädli- 
che Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im 
Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Be- 
triebsbereichen hervorgerufenen Auswirkungen auf die 
ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen  dienen- 
den Gebiet sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete 
soweit wie möglich vermieden werden." 

 

Der Plangeltungsbereich befindet sich im Einflussbereich 
der Bundesautobahn A7 sowie im Einflussbereich der 
Kieler Straße (L47). Ein Schallgutachten (dB Con, Dipl.- 
Ing. Arno P. Goldschmidt, Gutachten Nr. (574) 1 2 08 15 
vom 15.08.2015) hat die Auswirkungen der Lärmemissi- 
onen auf das geplante Wohngebiet untersucht. Das Gut- 
achten stellt fest, dass der Orientierungswert für Wohn- 
gebiete von 55 dB(A) für den Tageszeitraum nahezu auf 
dem gesamten Plangebiet überschritten wird und der 
Orientierungswert für Wohngebiete in der Nacht von 45 
dB(A) auf dem gesamten Plangebiet überschritten wird. 

 

Zum Ausgleich der Überschreitungen der Orientierungs- 
werte und zur planungsrechtlichen Absicherung der bau- 
rechtlichen Anforderungen an die Schalldämmung der 
Außenbauteile zum Schutz  gegen  Umgebungslärm  sind 
im B-Plan Nr. 24 der Gemeinde Schacht-Audorf daher 
passive Schallschutzmaßnahmen festzusetzen. Die im 
Gutachten empfohlenen Festsetzungen werden in den 
Bebauungsplan  übernommen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die geplante Wohnbe- 
bauung zeitlich begrenzt Schall-, Staub- und Ge- 
ruchsimmissionen ausgesetzt sein wird, die aus der auf 
den umliegenden Flächen betriebenen ordnungsgemä- 
ßen Landwirtschaft resultieren. 

 
 

14.2. Ziele aus Fachplanungen Der  Entwicklungsplan  des  Landschaftsplans  stellt  das 
Plangebiet als vorhandene und als potenzielle Wohnbau- 
flächen dar. Das Kleingartengebiet im Westen des Plan- 
geltungsbereichs soll erhalten bleiben. 

 

Die im Plangebiet liegenden Knicks werden im Land- 
schaftsplan als gesetzlich  geschützte  Biotope nachricht- 
lich dargestellt. 

 

Die vorliegende Planung entspricht im Wesentlichen den 
Zielen des Landschaftsplans. Die Knicks  werden  zwar 
aus dem Knickstatus entlassen, werden aber über eine 
Erhaltungsfestsetzung als lineare Gehölzstrukturen gesi- 
chert. Ein Teil des Kleingartengebietes muss für die Er- 
schließung des Plangebietes überplant werden. Die in 
diesem  Bereich inzwischen brachgefallenen Kleingarten- 
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parzellen werden zu Wohnbauflächen entwickelt. 
 

 
 

14.3. Schutzgebiete Es sind keine Schutzgebiete betroffen. 
 
 

15 Beschreibung und Bewertung 
der  Umweltauswirkungen 

 

15.1. Anderweitige Lösungsmög- 
lichkeiten bzw. Entwicklung 
des Gebietes ohne das Vor- 
haben 

Anderweitige  planinhaltbezogene  Lösungsmöglichkeiten 
 

Das städtebauliche Konzept des Bebauungsplanes ist in 
Varianten entwickelt worden. Unter der Maßgabe der flä- 
chensparenden Erschließung eines weitgehend für Ein- 
familienhäuser vorgesehenen Wohngebietes hat sich die 
dem Bebauungsplan-Entwurf zugrunde liegende Variante 
als das optimierte Konzept gezeigt. 

 

Null-Variante: 
 

Ohne die Entwicklung der Wohnbebauung würden die 
Flächen weiterhin als Grünland, Gartenflächen und als 
Fichtenforst genutzt. 

 
 

15.2. Wirkfaktoren / Mögliche 
Umweltauswirkungen 

Die Auswirkungen des Vorhabens bestimmen sich zum 
einen in Abhängigkeit von Art, Umfang und Intensität 
vorhabenspezifischer Wirkungen und zum anderen in 
Abhängigkeit von der Bedeutung und der Empfindlichkeit 
(gegenüber vorhabenspezifischen Wirkungen) der be- 
troffenen Schutzgüter bzw. der betroffenen Umweltbe- 
lange. 

 

Mit der Realisierung des Vorhabens ist insbesondere von 
folgenden möglichen Wirkfaktoren auszugehen: 

 

Anlagebedingte  Wirkfaktoren 
 

Anlagebedingte Wirkungen sind alle nachhaltigen und 
dauerhaften Veränderungen der Leistungsfähigkeit des 
Natur- und Landschaftshaushaltes (einschließlich des 
Landschaftsbildes), die in Folge der Realisierung des 
Vorhabens verursacht werden. Das Ausmaß und die In- 
tensität der Auswirkungen sind von der Lage, der Dimen- 
sionierung sowie der Ausgestaltung der baulichen Anla- 
gen abhängig. 

 

Die Wirkfaktoren sind im vorliegenden Fall: 
 

• Überbauung und Versiegelung von bisher unversie- 
gelten Grundflächen 

 

• visuelle Veränderungen durch bauliche Nutzung  bis- 
her unbebauter Bereiche und durch Veränderung der 
vorhandenen  Bebauung 

 

• Erhöhung des Oberflächenabflusses (auf versiegelten 
Flächen; das Oberflächenwasser wird den festgesetz- 
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Flächeninanspruchnahme X X x X X X X 
Visuelle Veränderungen X     X X 
Erhöhung des Oberflächenabflusses   X X    
baubedingt 
Zeitweilige Flächeninanspruchnahme  X X X X X X 
Zeitw. Lärm, Schadstoffe, Staub X X X X X  X 
betriebsbedingt 
Lärm- und Schadstoffemissionen X X X X X  X 
Licht- und Bewegungsreize X X    X X 
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ten Anlagen zur Versickerung und Rückhaltung zuge- 
führt.) 

 

Baubedingte  Wirkfaktoren 
 

Baubedingte Auswirkungen sind - im Gegensatz zu den 
anlagebedingten Auswirkungen - zeitlich begrenzt, so 
dass in der Regel keine bleibenden Belastungen des Na- 
tur- und Landschaftshaushaltes sowie der betroffenen 
Nutzungen verursacht werden. 

 

Hier sind zu nennen: 
 

• vorübergehende Flächeninanspruchnahme über die 
anlagebedingt in Anspruch zu nehmenden Bereiche 
hinaus (Angaben zum Flächenumfang sind auf der 
Ebene der Bauleitplanung nicht möglich) 

 

• zeitweilige Lärm- und Schadstoffemissionen sowie 
Staubentwicklung durch den Baubetrieb (Quantifizie- 
rung nicht möglich) 

 

Betriebsbedingte  Wirkfaktoren 
 

Betriebsbedingte Auswirkungen resultieren aus der künf- 
tigen baulichen Nutzung und der Nutzung der Verkehrs- 
flächen. 

 

• Schall- und Schadstoffemissionen durch erhöhtes 
Verkehrsaufkommen (Prognose und Beurteilung  die- 
ser Veränderungen für die angrenzende Bebauung s. 
nächstes Kapitel). 

 

Licht- und Bewegungsreize (Lichtabstrahlungen in die 
Umgebung) 

 
 

Tab.: Übersicht über die wesentlichen 
vorhabenbedingten   Wirkfaktoren 
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15.3. Schutzgut Mensch / 
menschliche  Gesundheit 

 
Bestand und Bewertung Teilfunktion Wohnen 

 

Das Plangebiet wird derzeit noch landwirtschaftlich und 
gärtnerisch genutzt. Die nächstliegende Wohnnutzung fin- 
det unmittelbar nördlich und östlich angrenzend an das 
Plangebiet statt, wo sich bestehende Einfamilienhausge- 
biete in überwiegend eingeschossiger Bauweise anschlie- 
ßen. Westlich grenzt ein Kleingartengebiet an. 

 

Der Plangeltungsbereich befindet sich  im  Einflussbereich 
der Bundesautobahn A7 sowie im Einflussbereich der Kie- 
ler Straße (L47). 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die geplante Wohnbe- 
bauung zeitlich begrenzt Schall-, Staub- und Ge- 
ruchsimmissionen ausgesetzt sein wird, die  aus  der  auf 
den umliegenden Flächen betriebenen ordnungsgemäßen 
Landwirtschaft  resultieren. 

 

Teilfunktion Erholen 
 

Das Plangebiet hat eine hohe Bedeutung für die land- 
schaftsbezogene Erholung der Anwohner umliegender 
Wohngebiete. Derzeit erschließt ein u-förmiger unbefestig- 
ter Fußweg das Plangebiet und wird von Spaziergängern 
stark frequentiert. 

 
 

Umweltbezogene  Auswirkungen 
des Vorhabens 

Teilfunktion Wohnen 
 

Die wesentlichen vorhabenbezogenen Wirkungen, die zu 
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch führen können, 
sind Schallimmissionen („Lärm”) sowie ggf. Luftschad- 
stoffimmissionen. 

 

Durch die neue Wohnbebauung kommt es zu einer Erhö- 
hung der Verkehrszahlen. Es handelt sich um reine Anlie- 
gerverkehre, Durchgangsverkehr oder Schwerlastverkehr 
findet nicht statt. Die Verkehrsmengen entsprechen den 
üblichen Verkehrsbelastungen von allgemeinen Wohnge- 
bieten, so dass nicht mit nennenswerten Beeinträchtigun- 
gen durch Schallimmissionen zu rechnen ist. 

 

Ein Schallgutachten (dB Con, Dipl.-Ing. Arno P. Gold- 
schmidt, Gutachten Nr. (574) 1 2 08 15 vom 15.08.2015) 
hat die Auswirkungen der Lärmemissionen durch Verkehr 
auf das geplante Wohngebiet untersucht. 

 

Das Gutachten stellt fest, dass der Orientierungswert für 
Wohngebiete von 55 dB(A) für den Tageszeitraum nahe- 
zu auf dem gesamten Plangebiet  überschritten  wird  und 
der Orientierungswert für  Wohngebiete  in  der  Nacht  von 
45 dB(A) auf dem gesamten Plangebiet überschritten wird. 
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Zum Ausgleich der Überschreitungen der Orientierungs- 
werte und zur planungsrechtlichen Absicherung der bau- 
rechtlichen Anforderungen an die Schalldämmung der Au- 
ßenbauteile zum Schutz gegen Umgebungslärm sind im B-
Plan Nr. 24 der Gemeinde Schacht-Audorf daher passi- ve 
Schallschutzmaßnahmen festzusetzen. Die im Gutach- ten 
empfohlenen Festsetzungen werden in den Bebau- 
ungsplan übernommen. Hinsichtlich der Zusatzbelastun- 
gen für Luftschadstoffe aus den zusätzlich induzierten 
Verkehren ist davon auszugehen, dass diese aufgrund der 
im Verhältnis zur Vorbelastung nicht  wesentlich  steigen- 
den Verkehrsmengen relativ gering ausfallen. 

 

Beeinträchtigungen der menschlichen Gesundheit auf- 
grund von Emissionen sind somit auszuschließen. 

 

Teilfunktion Erholen 
 

Das Erschließungskonzept sieht mehrere Fußwegeverbin- 
dungen vor, die eine gute Erreichbarkeit der freien Land- 
schaft südlich des Plangebietes sicherstellen. In der Neu- 
aufstellung des Flächennutzungsplans ist hier eine weit- 
läufige Fußwegeverbindung vorgesehen, an die ange- 
schlossen werden kann. So ergeben sich langfristig durch 
die Planung keine Verschlechterungen für Erholungssu- 
chende. 

 
 

Maßnahmen zur Vermeidung und 
Minderung 

• Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen 
 

• Verbesserung der fußläufigen Verbindungen 
 
 

15.4. Schutzgut Tiere und Pflan- 
zen 

 
Bestand und Bewertung Im  Landschaftsplan  wird  der  gesamt  Plangeltungsbereich 

als wenig wertvoll hinsichtlich der ökologischen Wertigkeit 
eingestuft. 

 

Folgende Biotoptypen liegen im Plangebiet vor: 

Intensivgrünland 

Der      größte      Teil      des      Plangebietes      wird      als 
Intensivgrünland, zumeist als Weidefläche mit hoher 
Beweidungsdichte, genutzt. Intensivgrünlandflächen sind 
aufgrund der intensiven Nutzung als geringwertig 
hinsichtlich ihrer Eignung als Lebensraum für Pflanzen und 
Tiere einzustufen. 

 

Mesophiles Grünland 
 

Einzelne Flurstücke werden etwas extensiver als 
Dauergrünland genutzt. Hier zeigt sich eine etwas 
artenreichere Grünlandvegetation. Mesophile 
Grünlandflächen sind von mittlerer Wertigkeit. 
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Knick mit Überhältern 
 

Im Plangebiet befinden sich ca. 780 m Knicks in 
unterschiedlicher  Ausprägung. 

 

Entlang der südlichen Grenze  des  Plangebietes  verläuft 
ein Knick, der sich durch einen dichten und artenreichen 
Bestand mit wenigen Überhältern auszeichnet. Der Knick 
besitzt einen stabilen, ca. 1 m hohen und ca. 2,50 m 
breiten Wall. Der Landschaftsplan weist ihm einen hohen 
Wert zu. Ein weiterer Knick mit vergleichbar hochwertiger 
Ausprägung befindet sich mittig im Plangebiet in Nord- 
Süd-Richtung. 

 

Ebenfalls ältere Knickabschnitte  grenzen  das  Plangebiet 
im nordwestlichen Bereich ab. Auch diese  Knicks  sind 
sehr hochwertig. 

 

Entlang der östlichen Grenze des Plangebietes verläuft ein 
noch junger Knick mit einem ca. 50 cm hohen Knickwall. 
Dieser Knick ist vermutlich zur Eingrünung des 
vorhandenen Wohngebietes angelegt worden. Der Knick 
weist nur eine Strauchschicht auf, es sind keine Überhälter 
vorhanden. 

 

Alle Knicks sind nach § 21 LNatSchG i. V. m § 30 
BNatSchG gesetzlich geschützt. 

 

Feldgehölz aus Naderhölzern 
 

Im Plangebiet befinden sich zwei rechteckige Feldgehölze, 
die in der Baumschicht ausschließlich aus Fichten 
bestehen. Diese Feldgehölze sind extrem artenarm und 
haben eine geringe Wertigkeit. 

 

Nutzgärten 
 

Einzelne Flurstücke werden als Gartenflächen in 
Ergänzung zu den hausnahen Gärten  genutzt.  Hier 
werden Obstbäume  und  Obststräucher  sowie 
Gemüsebeete kultiviert. Nutzgärten sind aufgrund der 
intensiven Nutzung von geringem Wert als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere. 

 

Kleingärten 
 

Der westliche Teil des Plangebiets setzt sich aus einem für 
Kleingärten typischen kleinräumigen Mosaik 
unterschiedlicher Nutzungsstrukturen  zusammen, 
durchsetzt von Gehölzstrukturen. 

 

Zur Hälfte handelt es sich um brachgefallene Kleingärten. 
Aufgrund der Aufgabe der Kleingartennutzung hat sich auf 
den vorher zum Gemüseanbau genutzten Flächen 
durchgängig Spontanvegetation entwickelt. 

 

Rasenflächen haben sich wiesenartig entwickelt, Stauden- 
fluren breiten sich aus, einige Gartenstauden und Gehölze 
bleiben  recht  stabil  erhalten,  kleinwüchsigere  Arten  sind 

AC  PLANERGRUPPE GMBH 

160901 Begr_BP24-B.docx Teil II – Seite 29 
 



 

September 2016 Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 
 

verschwunden. Insgesamt sind die Flächen noch recht ar- 
tenreich, strukturreich, blütenreich und wenig gestört.  Mit 
dem Aufkommen seltener und gefährdeter Arten ist nicht 
zu rechnen und der Anteil nichtheimischer Kulturarten ist 
recht hoch. 

 

Aufgrund ihrer Strukturvielfalt besitzen die Kleingärten eine 
mittlere ökologische Wertigkeit. 

 

Sukzessionsfläche 
 

Im östlichen Teil des  Plangebiets  sind  einige  Flurstücke 
der natürlichen Sukzession überlassen worden. Es haben 
sich ruderalisierte Grasfluren mit Jungwuchs von 
Pioniergehölzen sowie Brombeergebüschen entwickelt. 
Sukzessionsflächen sind aufgrund der Strukturvierfalt 
sowie der fehlenden Nutzungen von mittlerer Wertigkeit. 

 

Einzelbäume 
 

Auf einigen gärtnerisch genutzten Grundstücken befinden 
sich Einzelbäume, es handelt sich zumeist um 
Obstbäume. 

 
 

Faunistisches  Potenzial Die Potenzialanalyse hat das potenzielle Vorkommen von 
20 Brutvogelarten festgestellt. Charakteristisch für die 
Brutvogelgemeinschaft  des  kleinräumigen   Plangebiets 
sind in erster Linie Gehölzbrüter, welche die unterschied- 
lich strukturierten Knicks besiedeln. Zu erwarten sind aus- 
schließlich ubiquistische, d. h. häufige und weit verbreitete 
Arten mit vergleichsweise geringen Habitatansprüchen. 

 

Die vorgefunden Lebensraumstrukturen bieten potenziell 
einigen Fledermausarten Lebensraum. Das Vorkommen 
von temporär genutzten Zwischenquartieren in Baumspal- 
ten ist im Bereich der Knicks potenziell möglich. 

 

Möglicherweise wird die Grünlandfläche als Teil eines 
großen Jagdgebietes genutzt. 

 

Siehe auch Kapitel 17. 
 
 

Umweltbezogene  Auswirkungen 
des Vorhabens 

Durch die vorgesehene Überbauung und Flächenversiege- 
lung kommt es zu einem Verlust an  Lebensräumen  für 
Tier- und Pflanzenarten. 

 

Direkt betroffen sind geringwertige  Intensivgrünlandflä- 
chen, Feldgehölze aus Nadelhölzern, Gartenflächen sowie 
mesophiles Grünland, Kleingärten  und  Sukzessionsflä- 
chen mittlerer Wertigkeit. Durch die heranrückende Be- 
bauung wird die ökologische Funktion der vorhandenen 
Knicks  beeinträchtigt. 
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Maßnahmen zur Vermeidung und 
Minderung 

• Erhalt der linearen Gehölzstrukturen an der nördlichen, 
südlichen und östlichen Grenze des Plangebietes 

 
 

15.5. Schutzgut Boden 
 

 
 

Bestand und Bewertung Natürlich   anstehende   Bodenart   im   Plangeltungsbereich 
sind laut Landschaftsplan Sandböden. Bei Gleyen handelt 
es sich um zeitweilig grundwasserbeeinflusste Böden. 

 

Im Plangebiet sind keine seltenen Böden vorhanden. Zu- 
dem haben sie eine geringe Empfindlichkeit gegenüber 
Schadstoffanreicherung. Hoch hingegen ist deren Emp- 
findlichkeit gegenüber Entwässerung. 

 

Die Böden sind von allgemeiner Bedeutung. 
 
 

Umweltbezogene  Auswirkungen 
des Vorhabens 

Überbauung und Versiegelung führen auf den betroffenen 
Flächen zur Zerstörung der Filter-  und  Pufferfunktionen 
von Böden sowie ihrer Funktion als Lebensraum für Pflan- 
zen und Tiere. Verdichtung, Umlagerung, Abtrag und 
Überschüttung von Böden im Bereich der baulichen Anla- 
gen und Straßen führen zu Störungen seines Gefüges, 
mindern die ökologische Stabilität und verändern seine 
Standorteigenschaften in Bezug auf Wasserhaushalt, Bo- 
denleben und Vegetation. 

 

Während der Bautätigkeiten besteht dabei auch für an- 
grenzende Flächen die Möglichkeit, dass durch das Befah- 
ren mit Baufahrzeugen und die Einrichtung von Material- 
plätzen Beeinträchtigungen erfolgen. Während der Bau- 
phase besteht darüber hinaus eine potentielle Gefährdung 
des Bodens durch Stoffeinträge. 

 
 

Maßnahmen zur Vermeidung und 
Minderung 

• Versickerung des auf den Grundstücken anfallenden 
Oberflächenwassers vor Ort, wo die Bodenverhält- 
nisse es zulassen 

 

• Über Vorgaben für die Baudurchführung zum Schutz 
des Oberbodens können zusätzliche Beeinträchti- 
gungen vermieden werden. 

 

Die Ermittlung des  erforderlichen  Kompensationsbedarfs 
im Rahmen der Eingriffsregelung für die Beeinträchtigun- 
gen des Schutzgutes Boden wird auf Basis des gemein- 
samen Runderlasses des Innenministers und der Ministe- 
rin für Natur und Umwelt vom 23.12.2013 (Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein 2013, Ausgabe 23.12.2013) durchge- 
führt. Siehe Kapitel 16. 
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15.6. Schutzgut Wasser 
 

 
 

Bestand und Bewertung Angaben zu Grundwasserflurabständen liegen nicht vor. 
 

Bei den Kleinbohrungen im Zuge des Baugrundgutachtens 
wurden Grundwasserspiegel in 3,0 bis 6,5 m unterhalb der 
Geländeoberkante festgestellt. Laut Gutachten muss aber 
aufgrund von bindigen Schichten zeitweise mit oberflä- 
chennahem Stauwasser gerechnet werden. 

 

Der Boden ist für eine oberflächennahe Regenwasser- 
versickerung nicht geeignet. Lokal könnte Niederschlags- 
wasser durch Schachtanlagen versickert werden. 

 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhan- 
den. 

 
 

Umweltbezogene  Auswirkungen 
des Vorhabens 

Durch Überbauung und Flächenversiegelung im Plangel- 
tungsbereich kommt es zu einem erhöhten Oberflächen- 
wasserabfluss und einer Verringerung der Grundwasser- 
neubildung. Während der Bauphase besteht eine potenti- 
elle Gefährdung des Grundwassers durch Stoffeinträge. 

 
 

Maßnahmen zur Vermeidung und 
Minderung 

Ein Ausgleich der Beeinträchtigungen des Schutzgutes 
Wasser ist gem. Runderlass erreicht, wenn folgendes si- 
chergestellt ist: 

 

- die  ordnungsgemäße  Beseitigung  des  Schmutzwas- 
sers 

- die   ordnungsgemäße   Beseitigung   des   normal   und 
stark verschmutzten  Niederschlagswassers  (ein- 
schließlich  naturnaher  Gestaltung  von  evtl.  erforderli- 
chen Regenklärbecken) sowie 

- die Versickerung von gering verschmutztem Nieder- 
schlagswasser 

Das Entwässerungskonzept sieht vor, anfallendes Ober- 
flächenwasser der Privatgrundstücke grundstücksintern zu 
fassen und zusammen mit dem Oberflächenwasser der öf- 
fentlichen Straßengrundstücke über ein Regenwasserka- 
nalsystem schadlos abzuleiten. 

 

Unter Ausnutzung des vorhandenen, weiterführenden Re- 
genwasserkanalsystems in den angrenzenden Straßen ist 
es aus hydraulischer Sicht erforderlich, die aus dem B- 
Plangebiet anfallende Wassermenge vor der Einleitung in 
das vorhandene, weiterführend Kanalnetz zurückzuhalten 
und gedrosselt abzugeben. 

 

Dafür wird im südwestlichen Bereich des Plangebiets ein 
Regenrückhaltebecken vorgesehen, das das gesammelte 
Oberflächenwasser aus dem Plangebiet aufnimmt, und im 
Anschluss  gedrosselt  in  das  vorhandene,  weiterführende 
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Kanalnetz ableitet. 
 

Die Versiegelungen, die aufgrund der technischen Ausge- 
staltung des Regenrückhaltebeckens erfolgen, sind bereits 
beim Schutzgut Boden bilanziert worden. Es ist keine wei- 
tere Kompensation erforderlich. 

 

Die Schmutzwasserentwässerung erfolgt über einen An- 
schluss an die öffentliche Schmutzwasserkanalisation. 

 

Änderungen von Einleitungen in den Nord-Ostsee-Kanal 
werden im Rahmen der Erschließungsplanung dem Was- 
ser- und Schifffahrtsamt detailliert angezeigt. 

 
 

15.7. Schutzgut Klima und Luft 
 

 
 

Bestand und Bewertung Das Klima in Schacht-Audorf ist durch die Lage zwischen 
Nord- und Ostsee geprägt und ist als gemäßigt temperier- 
tes, ozeanisch bestimmtes Klima zu bezeichnen. 

 

Die Freiflächen wirken aufgrund der durch die nächtliche 
Ausstrahlung entstehenden starken Abkühlung als Kalt- 
luftproduzent. 

 

Das gesamte Plangebiet besitzt daher Bedeutung als Kalt- 
luftproduzent. Für die Belüftung von Siedlungsbereichen 
spielt diese Kaltluft aber nur eine  untergeordnete  Rolle, 
weil in der unmittelbaren Umgebung sehr große Grünland- 
und Ackerflächen mit weitaus größerer Bedeutung liegen. 

 

Aufgrund der geringen Größe des Planungsgebietes in- 
nerhalb dieses Austauschraumes besitzt es nur allgemei- 
ne Bedeutung für das Schutzgut Klima / Luft. 

 
 

Umweltbezogene  Auswirkungen 
des Vorhabens 

Das Planungsgebiet ist aufgrund der räumlichen Nähe 
großer Acker- und Grünlandflächen als unproblematisch 
bezüglich Veränderungen des Klimas einzuschätzen. 

 
 

Maßnahmen zur Vermeidung und 
Minderung 

• Durch die Festsetzungen für die Erhaltung und  Pflan- 
zung von Gehölzen werden Aufheizeffekte und die Ver- 
ringerung der Luftfeuchte minimiert. 

 

Verbleibende Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und 
Luft nicht zu erwarten. Ein zusätzliches Ausgleichserfor- 
dernis ist nicht gegeben. 

 
 

15.8. Schutzgut  Landschaft 
 

 
 

Bestand und Bewertung Das  Landschaftsbild  im  Plangebiet  ist  derzeit  durch  die 
landwirtschaftliche   und   gärtnerische   Nutzung   geprägt. 
Wichtige   landschaftsbildprägende   Strukturelemente   sind 
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die im Plangebiet vorhandenen Knicks. Von sehr hoher 
Wertigkeit für das Landschaftsbild ist der südliche Knick. 

 

Der Landschaftsplan stellt das Plangebiet bei der Abgren- 
zung von Landschaftsbildräumen als Teil der Siedlungsflä- 
che dar. 

 
 

Umweltbezogene  Auswirkungen 
des Vorhabens 

Mit der zulässigen Überbauung und Errichtung von Ge- 
bäuden wird eine Überformung der Landschaft ermöglicht. 
Der Ortsrand wird sich weiter in die Kulturlandschaft ver- 
schieben. Die neue Bebauung wird aufgrund vorhandener 
Knick-Strukturen, die durch Festsetzungen als Grünstruk- 
turen gesichert werden, nur geringfügig als Beeinträchti- 
gung des Landschaftsbildes wahrnehmbar sein. 

 
 

Maßnahmen zur Vermeidung und 
Minderung 

• Erhalt des Knicks an der südliche, nördlichen und östli- 
chen Grenze des Plangebietes  als  private  Grünfläche 
mit  Erhaltungsfestsetzung 

 

• Festsetzung von Baumpflanzungen zur Durchgrünung 
des Wohngebietes 

 

• Begrenzung der Gebäudehöhen 
 
 

15.9. Schutzgut Kultur- und 
sonstige Sachgüter 

Bestand und Bewertung Im Plangebiet sind keine Kultur- und sonstigen Sachgüter 
vorhanden. 

 

Umweltbezogene  Auswirkungen 
des Vorhabens 

 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bo- 
denverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutz- 
behörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fund- 
stelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Ver- 
antwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der Grundstücksei- 
gentümer und der Leiter der Arbeiten. 

 
 

Maßnahmen zur Vermeidung und - 
Minderung 

 
16 Naturschutzrechtliche 

Eingriffsregelung 
 

16.1. Eingriffe 
 

Flächenversiegelung Durch  die  geplante  Wohnbebauung  (inkl.  erforderlicher 
Straßenverkehrsflächen und eines  Regenrückhaltebe- 
ckens in Form eines technischen Bauwerks) findet eine 
Zunahme naturferner Standorte durch Flächenversiege- 
lung statt. Dies hat in erster Linie die Zerstörung gering- 
wertiger landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzter Flä- 
chen,  die  Zerstörung  des  Bodens  als  Lebensraum,  die 
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Reduzierung  der  Grundwasserneubildung  und  Verände- 
rungen des Geländeklimas zur Folge. 

 

Insgesamt beträgt die Neuversiegelung maximal 
21.680 m². 

 
 

Beeinträchtigung des Landschafts- 
bildes 

Die neue Wohnbebauung innerhalb einer natürlich wirken- 
den Knick-Landschaft wird zu Veränderungen des Land- 
schaftsbildes führen. 

 
 

Beeinträchtigung der Grundwas- 
serneubildung 

Durch Überbauung und Flächenversiegelung im  Plange- 
biet kommt es zu einem erhöhten Oberflächenwasserab- 
fluss und einer Verringerung der Grundwasserneubildung. 

 

Während der Bauphase besteht eine potentielle Gefähr- 
dung des Grundwassers durch Stoffeinträge. 

 
 

Beseitigung von Gehölzstrukturen Für die Umsetzung der geplanten Wohnbebauung ist die 
Beseitigung   mehrerer   Knickabschnitte,   zweier   Fichten- 
Schonungen sowie einzelner Bäume erforderlich. 

 

Bei den Knicks handelt es sich um nach § 30 BNatschG i. 
V. m. § 21 LNatschG gesetzlich geschützte Biotope. 

 

 
 

16.2. Vermeidungs- und Mini- 
mierungsmaßnahmen 

 
Erhalt von Knicks                         Die  Knicks  an  der  nördlichen,  südlichen  und  östlichen 

Grenze des Plangebietes werden als private Grünflächen 
festgesetzt und mit einer Erhaltungsfestsetzung versehen. 
Die Knicks werden allerdings entwidmet. 

 
 

Begrünungsmaßnahmen zur Ver- 
meidung von erheblichen Beein- 
trächtigungen des Landschaftsbil- 
des Minimierung von Störwirkun- 
gen 

Zur Durchgrünung der neuen Wohnbebauung werden 
Neupflanzungen von Bäumen innerhalb der öffentlichen 
Grünfläche und im öffentlichen Straßenraum vorgesehen. 
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16.3. Eingriffs- / 
Ausgleichsbilanzierung 

 
Schutzgut Boden                           Die  Eingriffe  in  den  Bodenhaushalt  bestehen  aus  Über- 

bauung und Versiegelung von Grundstücksflächen sowie 
Versiegelung der Straßenverkehrsfläche in Flächen mit 
allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz. 

 

Die Richtwerte des Runderlasses schreiben für den Aus- 
gleich vollständig versiegelter Böden mindestens im Ver- 
hältnis 1:0,5 und für wasserdurchlässige Beläge im Ver- 
hältnis 1:0,3 vor (in Bereichen mit allgemeiner Bedeutung 
für den Naturschutz). 

 

Aus dem geplanten Eingriff und den beschriebenen land- 
schaftspflegerischen und grünordnerischen Maßnahmen 
ergibt sich für das Plangebiet die in der folgenden Tabelle 
aufgeführte  Kompensationsberechnung. 

 
 
 
Tab.: Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung Schutzgut Boden 

 
 

 
Eingriff 

 
Gesamt

- 
fläche 

 
Versiegelungs-/ Befes- 

tigungsgrad 

 
Versieg. / 

Befest. 
Fläche 

Aus- 
gleichs- 
faktor 

Eingriffs- 
umfang 

Wohngrundstücke GRZ 0,3  

29.400 m² GRZ 0,3 + 50% f. Ne- 
benanlagen = 45 % 

 

13.230 m²   

Neues Regenrückhaltebecken   1.750 m2
 0,5 875 m2

 

Flächenverbrauch  f.  Verkehrsflä- 
chen (versiegelt) 

 
6.700 m² 

 
100 % 

 
6.700 m² 

  

Maximal zulässige Versiegelung 21.680 m2
   

 

Summe Eingriffsumfang Schutzgut Boden 21.680 m2
 

 

0,5 9.965 m2
 

Gesamtausgleichsbedarf Schutzgut Boden 10.840 m2
 

 
 

Gemäß des anzuwendenden Runderlasses beträgt das Aus- 
gleichserfordernis für das Schutzgut Boden 10.840 m2. 

 

 
Schutzgut Arten und 
Lebensgemeinschaften 

Baumfällungen 
 

Im Bereich der geplanten Wohngrundstücke befinden sich ei- 
nige Bäume, zum größten Teil Obstbäume, die für die Um- 
setzung der Planung beseitigt werden müssen. 

 

Der Ausgleichsbedarf für Eingriffe in landschaftsprägende 
Bäume wird gemäß dem Gemeinsamen Runderlass des In- 
nenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und 
Forsten „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege- 
lung zum Baurecht“ vom 09.12.2013 ermittelt. Hierin wird der 
Ausgleichsbedarf gemäß der  Durchführungsbestimmungen 
zum Knickschutz vom 01.07.2013 bestimmt. Danach ist bei 
einem  Stammumfang  bis  zu  einem  Meter  des  beseitigten 
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Baumes ein Ersatzbaum mit mind. 12-14 cm Stammumfang 
zu pflanzen, für jede weiteren 50 cm Stammumfang ist ein 
weiterer Ersatzbaum gleicher Qualität zu pflanzen. 

 
 

Nr. Baumart Stammumfang 
in cm 

Anzahl Ersatz- 
bäume gem. 
Knickerlass 

1 Kirsche 100 1 

2 Pappel 90 1 

3 Kastanie 150 2 

4 Marille 70 1 

5 Esche 200 3 

6 Esche 160 2 

7 Apfel 120 1 

8 Baumgruppe aus 6 
Fichten 

80-120 6 

9 Apfel 100 1 

10 Apfel 100 1 

11 Apfel 90 1 

12 Apfel 95 1 

13 Eiche 180 2 

14 Linde 140 1 

15 Eiche 100 1 

16 Eiche 160 2 

Summe neu zu pflanzender Bäume 27 

 
Es werden 20 Bäume im öffentlichen Straßenraum gepflanzt 
und mindestens 7 Bäume innerhalb der öffentlichen Grünflä- 
che mit der Zweckbestimmung Spielplatz. 

 

Entfernung von Knicks 
 

Für die Umsetzung der geplanten Wohnbebauung müssen 
einige Knickabschnitte entfernt werden. Es handelt sich Ins- 
gesamt um 72 laufende Meter Knick. 

 

Ein in Nord-Süd-Richtung verlaufender Knick wird aufgrund 
seiner hohen Wertigkeit als Grünstruktur erhalten. Allerdings 
muss hier die Erschließungsstraße durchgeführt werden. Hier 
ist eine Entfernung des Knicks auf einer Länge von 10 m (6 m 
Straßenbreite plus je 2 Meter Abstand pro Straßenseite) er- 
forderlich. 

 

Ein ebenfalls in Nord-Süd-Richtung  verlaufender  Knick,  der 
zur Zeit den noch vorhandenen Parkplatz bei den Kleingärten 
einfasst, muss ebenfalls entfernt werden (33 m), damit diese 
Flächen zu Wohngrundstücken entwickelt werden können. 
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Ein weiterer Knickabschnitt befindet sich mittig im Plangebiet 
und würde einen sinnvollen Grundstückszuschnitt verhindern. 
Hier sind 29 m zu bilanzieren. 

 

Gemäß den Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz 
(Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume vom 13. Juni 2013) muss der 
Ausgleich durch Neuanlage im Verhältnis 1:2 erfolgen. Es ist 
die Neuanlage eines Knicks in der Länge von 144 m vor- 
zunehmen. 

 

Entwidmung vorhandener Knicks 
 

Durch die heranrückende Wohnbebauung ist davon auszu- 
gehen, dass die im Plangebiet vorhandenen Knicks ihre öko- 
logische Funktion einbüßen. Sie werden gemäß der „Durch- 
führungsbestimmungen zum Knickschutz“ als private Grün- 
flächen erhalten, verlieren aber ihren Knickstatus als gesetz- 
lich geschütztes Biotop. Diese Knicks sind im Verhältnis 1:1 
an anderer Stelle zu ersetzen. Es handelt sich um 710 lau- 
fende Meter Knicks. Demnach ist die Neuanlage von Knicks 
in der Länge von weiteren 710 m vorzunehmen. 

 

Der Knickersatz findet in zwei Knick-Ökokonten statt (siehe 
Kapitel 16.5). 

 

Entfernung von Fichtenschonungen 
 

Zwei Grundstücke innerhalb des Plangeltungsbereichs sind 
vollständig mit Fichten bewachsen. Die Fichtenschonungen in 
einer  Größe  von  2.290  m2   müssen  für  die  Umsetzung  der 
Planung beseitigt werden. Entsprechend der Vorgaben des 
Runderlasses (MELUR 2013) beträgt der Ausgleichfaktor bei 
Neuanlage  1:1.  Es  sind  Feldgehölze  in  einer  Größe  von 
2.290 m2  neu anzulegen. 

 

 
 

Tab.: Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
 

 
 

Eingriff 

 
Gesamt 
fläche / - 

länge/Anzahl 

 
Ausgleichsfaktor 

 
Ausgleichs- 

bedarf 

 
Ersatz 

Verlust von Einzel- 
bäumen 

21 Bäume Neupflanzung von 
Bäumen mit einem 
Stammumfang von 
mind. 12/14 cm ge- 

mäß Knickerlass 

Neupflanzung 
von 27 Bäumen 

Ersatz innerhalb des Plangeltungs- 
bereichs: 
Neupflanzung von Bäumen: 
Es werden 20 Straßenbäume und 
mindestens 7 Bäume auf der öffentli- 
chen Grünfläche mit der Zweckbe- 
stimmung Spielplatz gepflanzt. 

Beseitigung Fichten- 
schonung 

2.290 m2
 Entsprechend Rund- 

erlass 2013: 
1:1 

2.290 m2
 Ersatz außerhalb des Plangeltungs- 

bereichs auf Flurstück 39/2, Flur 12, 
Gemarkung Schülldorf (Flächenei- 
gentümer Germeinde Schacht- 
Audorf): Neuanlage von Feldgehöl- 
zen   in   einer   Gesamtgröße   von 
2.290 m2

 

Beseitigung von 
Knicks 

72 m Länge Entsprechend Knick- 
erlass 2013: 

1:2 

144 m Knick- 
Neuanlage 

Ausgleich von 292 m Knick über das 
Knick-Ökokonto Stadum sowie Aus- 
gleich  von  572  m  Knick  über  das 
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Entwidmung von 
Knicks 

710 m Länge Entsprechend Knick- 
erlass 2013: 

1:1 

710 m Knick-Ökokonto Osterstedt. 

Ergebnis: vollständige Kompensation 

Schutzgut Wasser                          Ein  Ausgleich  der  Beeinträchtigungen  des  Schutzgutes 
Wasser ist gem. Runderlass erreicht, wenn folgendes si- 
chergestellt ist: 

 

• die ordnungsgemäße Beseitigung des Schmutzwas- 
sers 

• die Versickerung von gering verschmutztem Nieder- 
schlagswasser (gemäß der Technischen Bestimmung 
zum Bau und Betrieb von Anlagen zur Regenwasser- 
behandlung bei Trennkanalisation ist das gesamte an- 
fallende Niederschlagswasser als gering verschmutzt 
einzustufen) in naturnah gestalteten Regenwasserklär- 
und  Regenrückhaltebecken 

Das Entwässerungskonzept sieht vor, anfallendes Ober- 
flächenwasser der Privatgrundstücke grundstücksintern zu 
fassen und zusammen mit dem Oberflächenwasser der öf- 
fentlichen Straßengrundstücke über ein Regenwasserka- 
nalsystem schadlos abzuleiten. 

 

Unter Ausnutzung des vorhandenen, weiterführenden Re- 
genwasserkanalsystems in den angrenzenden Straßen ist 
es aus hydraulischer Sicht erforderlich, die aus dem B- 
Plangebiet anfallende Wassermenge vor der Einleitung in 
das vorhandene, weiterführend Kanalnetz zurückzuhalten 
und gedrosselt abzugeben. 

 

Dafür wird im südwestlichen Bereich des Plangebiets ein 
Regenrückhaltebecken vorgesehen, das das gesammelte 
Oberflächenwasser aus dem Plangebiet aufnimmt, und im 
Anschluss gedrosselt in das vorhandene, weiterführende 
Kanalnetz ableitet. 

 

Die Schmutzwasserentwässerung erfolgt über einen An- 
schluss an die öffentliche Schmutzwasserkanalisation. 

 

Änderungen von Einleitungen in den Nord-Ostsee-Kanal 
werden im Rahmen der Erschließungsplanung dem Was- 
ser- und Schifffahrtsamt detailliert angezeigt. 

 
 

Schutzgut Klima / Luft Für das Schutzgut Klima / Luft sind keine erheblichen oder 
nachhaltigen Gefährdungen erkennbar. Es sind also keine 
weiteren  Kompensationsmaßnahmen  erforderlich. 

 
 

Schutzgut 
Landschaftsbild 

Die vorhandene randliche Einfassung des Gebietes mit 
Grünstrukturen (entwidmete Knicks) sowie die vorgesehe- 
nen grünordnerischen Maßnahmen zur Eingrünung und 
Durchgrünung des Wohngebietes werden als ausreichend 
erachtet, es sind keine weiteren Kompensationsmaßnah- 
men erforderlich. 
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16.4. Gesamtbilanzierung 
 
 

Eingriffe Ausgleichs- 
verhältnis 

Ausgleichs- 
bedarf 

Kompensation 

Neuversiegelung WA bei einer 
GRZ von 0,3+ 50 % Überschrei- 
tung für Nebenanlagen: 
Max. zulässige Versiegelung von 
13.230 m2

 
 
 
Neuversiegelung  Verkehrsflä- 
chen: 
Vollversiegelte   Straßenverkehrs- 
flächen 6.700 m²  
Vollversiegeltes RRB 1.750 m2

 

 
= 21.680 m² maximale Versiege- 
lung 

Gemäß Rund- 
erlass 2013: 
1:0,5 

10.840 m2
 Ausgleich im Plangeltungsbe- 

reich: 
Nicht möglich. 

 
Ersatz außerhalb des Plangel- 
tungsbereichs: 
Ausgleich über das Ökokonto 
„Wildes Moor-West“. 

 
Ergebnis: 
vollständige  Kompensation 

Verlust von Einzelbäumen: 21 
Einzelbäume 

Gemäß Rund- 
erlass 2013 ab- 
hängig von 
Baumstärke 

Pflanzung von 
27 Bäumen 

Ausgleich im Plangeltungsbe- 
reich: 
Pflanzung von 20 Straßenbäu- 
men sowie Pflanzung von 7 
Bäumen innerhalb der öffentli- 
chen Grünfläche mit der Zweck- 
bestimmung Spielplatz 

 
Ergebnis: 
vollständige  Kompensation 

Beseitigung  Fichtenschonung: 
2.290 m2

 

Gemäß Rund- 
erlass 2013: 
1:1 

2.290 m2
 Ausgleich im Plangeltungsbe- 

reich: 
Nicht möglich. 

 
Ersatz außerhalb des Plangel- 
tungsbereichs: 
Der Ausgleich wird auf einer 
gemeindeeigenen Fläche auf 
Flurstück 39/2, Flur 12, Gemar- 
kung Schülldorf umgesetzt. Es 
werden Feldgehölze in insge- 
samt 2.290 m2 Größe neu ange- 
legt. 

 
Ergebnis: 
vollständige  Kompensation 

Beseitigung von Knick- 
Abschnitten: 72 m 

Gemäß Knick- 
erlass 2013: 
1:2 

Neuanlage von 
144 m Knick 

Ausgleich im Plangeltungsbe- 
reich: 
Nicht möglich. 

 
Ersatz außerhalb des Plangel- 
tungsbereichs: 
Ausgleich von 144 m Knick über 
das Knick-Ökokonto Stadum 

 
Ergebnis: 
vollständige  Kompensation 
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Entwidmung von Knicks: 
710 m 

Gemäß Knick- 
erlass 2013: 
1:1 

710 m Ausgleich im Plangeltungsbe- 
reich: 
Nicht möglich. 

 
Ersatz außerhalb des Plangel- 
tungsbereichs: 
Ausgleich von 572 m Knick über 
das Knick-Ökokonto Osterstedt 
und Ausgleich von 148 m Knick 
über das Knick-Ökokonto 
Stadum 

Summe  Ausgleichsbedarf 10.840 m2 Fläche 
2.290 m2 Neuanlage Feldgehölze 
854 m Knick-Neuanlage 

 

16.5. Ausgleichs- / 
Ersatzmaßnahmen 

Die verschiedenen Eingriffe können gemäß Runderlass 
innerhalb des Gebietes nicht ausgeglichen werden; es 
verbleibt ein Kompensationsdefizit . 

 

Es bedarf daher der Bereitstellung externen Ausgleichsflä- 
chen. 

 
 

Ausgleich Schutzgut Boden Für  den  Ausgleich  der  Eingriffe  in  das  Schutzgut  Boden 
wird eine 10.840 m2 große Fläche des Ökokontos „Wildes 
Moor-West“  der  Gemeinde  Osterrönfeld  herangezogen. 
Die Übernahme der Kompensationsverpflichtung wird ver- 
traglich zwischen den beiden Gemeinden gesichert. 

 
 

Ersatz Knick                                   Die zu ersetzenden 854 m Knick werden über zwei aner- 
kannte Knick-Ökokonten abgedeckt. 572 m Knickersatz 
werden über ein Knick-Ökokonto in der Gemeinde Os- 
terstedt im Kreis Rendsburg-Eckernförde vorgenommen. 
Die Flächen befinden sich im Naturraum Geest. 

 

Weitere 292 m Knick werden über ein Knick-Ökokonto in 
der Gemeinde Stadum im Kreis Schleswig-Flensburg 
ebenfalls im Naturraum Geest ausgeglichen. 
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Abb.:   Lage   des   Knick-Ökokontos   Os- 
terstedt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb.: Lage des Knick-Ökokontos Stadum 
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Neuanlage Feldgehölz Die   Kompensation   für   die   zu   entfernenden   Fichten- 
Schonungen findet auf Flurstück 39/2, Flur 12, Gemarkung 
Schülldorf (Flächengröße insgesamt 0,76 ha). Die Fläche 
wurde bis 2012 als Ackerland bewirtschaftet. Seit dem Er- 
werb der Fläche durch die Gemeinde Schacht-Audorf liegt 
die Fläche brach. 

 

Für diese Fläche liegt ein landschaftsplanerisches Ent- 
wicklungskonzept vor, da die Gemeinde Schacht-Audorf 
diese Fläche ursprünglich als Ökokonto entwickeln wollte. 

 

Eine Maßnahme dieses Entwicklungskonzeptes sieht die 
Anlage von Feldgehölzen an drei Stellen der Fläche vor. 

 

Auf dieser Fläche werden drei Feldgehölze in einer Ge- 
samtgröße von 2.290 m2 aus standortgerechten heimi- 
schen Laubgehölzen angelegt. 

 
 

Es können folgende Pflanzenarten verwendet werden. 
 

Bezeichnung Wuchs- 
gruppe Bezeichnung Wuchs- 

gruppe 
Efeu  Salweide 2 
Aspe 1 Traubenkirsche, 

nicht   späte   Trau- 
benkirsche 

2 
 

 

 
Bergahorn 1 

Bergulme 1 Schwarzerle 2 
Esche 1 Vogelbeere 2 

Feldulme 1 Eingriffliger   Weiß- 
dorn 3 

Gemeine Kiefer 1 Faulbaum 3 

Moorbirke 1 Gemeine   Hecken- 
kirsche 3 

Rotbuche 1 Gemeiner  Schnee- 
ball 3 

Sandbirke 1 Hartriegel 3 
Sommerlinde 1 Holunder 3 
Spitzahorn 1 Ilex 3 
Stieleiche 1 Knackweide 3 
Traubeneiche 1 Kreuzdorn 3 
Vogelkirsche 1 Pfaffenhütchen 3 
Weißweide 1 Schlehe 3 
Winterlinde 1 Wacholder 3 
Aschweide 2 Waldgeißblatt 3 
Eibe Moorbirke 2 Besenginster 4 
Feldahorn 2 Blaugrüne Rose 4 
Hainbuche 2 Hundsrose 4 
Haselnuß 2 Kriechweide 4 
Holzapfel 2 Öhrchenweide 4 
Holzbirne 2 Purpurweide 4 
Korbweide 2 Weinrose 4 

 
Die Gehölze sind örtlicher Herkunft oder Forstware mit re- 
gionaler Herkunft. Ein Herkunftsnachweis ist zu erbringen. 
Das Pflanzgut ist 1 x verpflanzt, 50 – 80 cm hoch, um ei- 
nen raschen Anwuchs zu gewährleisten. 

Die rechnerische Pflanzdichte beträgt ca. 1 Pflanze / 4 m2; 
10 – 30 % der Fläche werden nicht bepflanzt und entwi- 
ckeln sich frei (sukzessiv). Sträucher werden in Gruppen 
von mindestens 3 - 10 Pflanzen einer Art gepflanzt, damit 
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auch schwächere Arten sich gegen schnell- wüchsige 
durchsetzen können. 

Ziervarianten der Gehölze dürfen nicht verwendet werden! 

Die Anpflanzung wird in den ersten zwei Jahren nach dem 
Pflanzjahr gepflegt und erforderlichenfalls in der Vegetati- 
onsperiode freigehalten (mähen). Ausfälle werden in der 
folgenden Pflanzperiode gleichwertig ersetzt. Pflanzen- 
schutzmittel oder Dünger dürfen nicht ausgebracht  wer- 
den. 

 

Die Anpflanzung muss vor Wildverbiss geschützt werden. 
Dieser Schutz wird durch einen stabilen wildsicheren Zaun 
erreicht. 

 

Nach Ausführung der genannten Maßnahmen gelten die 
vorhabenbedingten Eingriffe in Natur und Landschaft als 
kompensiert. 

 
 

Abb.: Neuanlage Feldgehölze 
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Abb.: Lage der Ausgleichfläche Neuanlage 
Feldgehölz (mit Kreis gekennzeichnet) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

17 Artenschutzrechtliche 
Prüfung 

 
 
 

 
 
 
 

Durch die erforderliche Flächeninanspruchnahme von 
Grünland-, Garten- und Gehölzflächen und ggf. durch 
mögliche weitere Beeinträchtigungen infolge von 
Scheuchwirkungen und baubedingten Wirkfaktoren sind 
vorhabensbedingte Auswirkungen auf die Tier und Pflan- 
zenwelt nicht auszuschließen. Neben der schutzgutbezo- 
genen Betrachtungsweise im Rahmen des Umweltberich- 
tes wurden die möglichen Auswirkungen des geplanten 
Vorhabens auf die Belange des Artenschutzes untersucht. 

 
 

17.1. Gesetzliche Grundlage Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten 
 

1. „..wild lebenden Tieren der besonders geschützten Ar- 
ten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu 
töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören...“ (Tö- 
tungsverbot). Sind im unmittelbaren  Zusammenhang 
mit der Zerstörung und Beschädigung von Fortpflan- 
zungs- und Ruhestätten Tötungen nicht vermeidbar, 
liegt kein Verstoß gegen das Tötungsverbot vor, wenn 
die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflan- 
zungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammen- 
hang weiterhin erfüllt wird. 

2. „...wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und 
der europäischen Vogelarten während der Fortpflan- 
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche 
Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Er- 
haltungszustand der lokalen Population einer  Art  ver- 
schlechtert...“  (Störungsverbot) 

3. „...Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden 
Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören...“ 
(Verbot  der  Beschädigung  oder  Zerstörung  von  Le- 
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bensstätten). Ein Verstoß gegen das Verbot liegt nicht 
vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Ein- 
griff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin 
erfüllt wird. Dies bedeutet, dass sich die ökologische 
Gesamtsituation des vom Vorhaben betroffenen Be- 
reichs im Hinblick auf seine Funktion als Fortpflan- 
zungs- und Ruhestätte nicht verschlechtern darf. 

4. „…wild lebende Pflanzen der besonders geschützten 
Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen 
oder zu zerstören.“ 

Nach der Novelle des BNatSchG gelten für die Berück- 
sichtigung des Artenschutzes bei Eingriffen im Bereich des 
Bau- und Fachplanungsrechts die artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände nicht mehr für  die  national  geschütz- 
ten Arten, sondern nunmehr für die Arten des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie und für die europäischen Vogelarten. 

 

Im Folgenden werden die fachliche Einschätzung bezogen 
auf die potenziellen Vorkommen von Anhang IV-Arten der 
FFH-Richtlinie sowie der europäischen Vogelarten im Gel- 
tungsbereich des B-Plans Nr. 24 gegeben und mögliche 
Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (in der Fassung 
vom 29.07.2009) sowie eventuell nötige Anträge auf Aus- 
nahmen benannt. 

 
 

17.2. Planungsrelevante  Arten Bei der artenschutzrechtlichen Betrachtung sind die Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie grundsätzlich auf Artni- 

 veau  zu  behandeln.  Gleiches  gilt  grundsätzlich  auch  für 
die  europäischen  Vogelarten.  Allerdings  können  hier  die 
nicht gefährdeten Arten ohne besondere Habitatansprüche 
in Artengruppen zusammengefasst werden, wie beispiels- 
weise  zu  den  Gehölzbrütern  oder  Gebäudebrütern  (LBV- 
SH 2013). 

Zur  Überprüfung  und  Benennung  der  im  Untersuchungs- 
gebiet   potenziell   vorkommenden   Anhang   IV-Arten   der 
FFH-Richtlinie ist eine vom Landesamt für Natur und Um- 
welt Schleswig-Holstein erarbeitete Liste der in Schleswig- 
Holstein  beheimateten  Arten  des  Anhangs  IV  der  FFH- 
Richtlinie  herangezogen  worden  (DREWS  01.12.05).  Die 
Aufzählung  der  im  Untersuchungsbereich  vorkommenden 
europäischen Vogelarten stützt sich in erster Linie auf An- 
lage 1 des Vermerks des Landesbetriebs Straßenbau und 
Verkehr  Schleswig-Holsteins  zur  Beachtung  des  Arten- 
schutzrechtes  bei  der  Planfeststellung   (LBV-SH   2013). 
Mittels  der  Potenzialanalyse  und  Sichtung  vorhandener 
Daten  werden  so  die  planungsrelevanten  Arten  ermittelt, 
deren  Vorkommen  unter  Berücksichtigung  der  konkreten 
Habitateignung mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit an- 
genommen  werden  kann.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen, 
dass  in  der  Regel  eine  Potenzialanalyse  ein  wesentlich 
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Art 
 

RL SH 
 

RL D 

Haussperling   
Heckenbraunelle   
Klappergrasmücke   
Kohlmeise   
Mönchsgrasmücke   
Ringeltaube   
Rotkehlchen   
Singdrossel   
Zaunkönig   
Zilpzalp   
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breiteres Artenspektrum ergibt, da davon ausgegangen 
wird, dass jeder geeignete Lebensraum besiedelt  ist,  als 
eine Kartierung tatsächlich belegen würde. 

 
 

Arten  des  Anhangs  IV  der  FFH- 
Richtlinie 

Keine der in Schleswig-Holstein vorkommenden Arten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie findet im zu betrachtenden 
B-Plangebiet einen geeigneten Lebensraum. 

 

Großbäume  bieten  potenziell   einigen   Fledermausarten 
(z. B. Zwerg-, Mücken-, Rauhhautfledermaus) Lebens- 
raum. In den Bäumen im Plangeltungsbereich wurden je- 
doch keine potenziell als dauerhafte Sommer- und Winter- 
quartiere geeigneten Strukturen vorgefunden. Das Vor- 
kommen von temporär genutzten Zwischenquartieren in 
Baumspalten ist im Bereich der Knicks potenziell möglich. 

 

Möglicherweise wird die Grünlandfläche als Teil eines 
großen Jagdgebietes genutzt. 

 
 

Europäische Vogelarten Im Plangebiet ist das Vorkommen von insgesamt 20 Arten 
möglich, eine Übersicht des Artenspektrums zeigt die fol- 
gende Tabelle. Gefährdete Arten sind demnach nicht zu 
erwarten. Es handelt sich in erster Linie um häufig vor- 
kommende Gehölzbrüter und  nur  wenige  anspruchsvolle- 
re, gleichwohl aber ebenfalls häufige und weit verbreitete 
Arten. 

 
 
 

Tabelle 1: Im Plangebiet potenziell vorkommende Brutvogelarten 
 
 

Art RL SH RL D  
Amsel    

Bachstelze    
Blaumeise    
Buchfink    
Elster    
Fasan    
Feldsperling  V  
Gartengrasmücke    
Gartenrotschwanz    
Grünfink    
Hausrotschwanz  V  

Rote Liste: SH= Rote Liste Schleswig-Holstein nach KNIEF et al. (2010), 
D= Rote Liste Deutschland nach SÜDBECK et al. (2007) 
1= vom Aussterben bedroht, 2= stark gefährdet, 3= gefährdet, V= Vorwarnliste 
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Charakteristisch für die Brutvogelgemeinschaft des Plan- 
gebiets sind in erster  Linie  zahlreiche  Gehölzbrüter,  die 
die linearen Gehölzbestände am Rande des Gebietes be- 
siedeln und zur Brut nutzen. Neben zahlreichen „Aller- 
weltsarten“ wie Amsel, Buchfink, Heckenbraunelle, 
Mönchsgrasmücke, Rotkehlchen, Ringeltaube, Blaumei- 
se, Kohlmeise und Zilpzalp, die nur geringe Ansprüche an 
die Struktur ihrer Bruthabitate stellen, finden sich einige 
anspruchsvollere, gleichwohl aber ebenfalls häufige und 
weit verbreitete Arten.  So ist beispielsweise der Garten- 
rotschwanz auf Altbaumbestände angewiesen. Unter den 
Gehölzhöhlenbrütern sind neben sehr häufigen „Aller- 
weltsarten“ wie Kohl- und Blaumeise auch Feldsperling zu 
erwarten. Diese Arten profitieren von den Überhältern der 
Knicks. 

 

Der Fasan ist ein typischer Bodenbrüter, der sein Nest in 
Grassäumen am Rande von Nutzflächen oder auf  Bra- 
chen anlegt und im Plangebiet auf der Ruderalfläche zu 
erwarten ist. Schließlich ist mit dem Haussperling das 
Vorkommen  eines  typischen  Gebäudebrüters  möglich, 
der seine Vorkommen im Bereich der bestehenden Ge- 
bäude im westlichen Teil des Plangebietes haben dürfte. 

 
 

Haselmaus                   Die Strauchschicht der Knicks besteht nur aus wenigen Hasel-
Sträuchern, so dass die Nahrungsgrundlage für 
Haselmäuse nicht gegeben wäre. Es ist also nicht zu er- 
warten, dass die Haselmaus  von  der  Planung  betroffen 
ist. 

 

17.3. Konflikt-Analyse Soweit  das  Eintreten  der  Verbotstatbestände  des  §  44 
BNatschG Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 für Arten 
des Anhangs IV der FFH-RL oder europäische Vogelarten 
nicht zu vermeiden ist, wird eine Ausnahme nach § 45 
BNatschG  notwendig. 

 

Nach Auswertung der Daten im Abschnitt  18.2  sind  von 
dem geplanten Vorhaben potenziell einige Fledermaus- 
Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie zahlreiche 
häufige europäische Vogelarten, insbesondere Gehölzbrü- 
ter, potenziell betroffen. Es bedarf daher einer arten- 
schutzrechtlichen  Prüfung. 

 
 

Brutvögel                                       Bei der nachfolgenden artenschutzrechtlichen Betrachtung 
werden die Vogelarten zu drei unterschiedlichen Gruppen 
zusammengefasst: 

 

• Gehölzbrüter: Ringeltaube, Heckenbraunelle, Amsel, 
Singdrossel, Klappergrasmücke, Gartengrasmücke, 
Gartenrotschwanz, Mönchsgrasmücke, Zilpzalp, 
Buchfink,  Grünling, Elster 

• Höhlen- und Nischenbrüter: Feldsperling, Blaumeise, 
Kohlmeise 
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• Bodenbrüter: Rotkehlchen, Zaunkönig, Fasan 
• Gebäudebrüter: Bachstelze, Haussperling 

 

Tötungsverbot (§44 (1) Nr. 1) 
 

Das Vorhaben sieht vor, das Plangebiet großflächig für ei- 
ne Wohnnutzung und für die Anlage von Zufahrtsstraßen 
vorzubereiten. Hierzu wird es erforderlich, Kleingartenflä- 
chen, Gartenflächen,  Ruderal-  und Grünlandvegetation, 
Knickabschnitte sowie  zwei Fichtenschonungen  zu besei- 
tigen. Im Zuge der Vegetationsbeseitigung kann es zu Tö- 
tungen von Individuen kommen, wenn die Arbeiten zur 
Brutzeit durchgeführt werden (Zerstörung der Gelege, Tö- 
ten von Nestlingen und/oder brütenden Altvögeln). 

 

Zur Vermeidung des Tötungsverbotes sind als arten- 
schutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme Bauzeitenrege- 
lungen zu beachten, die gewährleisten, dass sämtliche 
vorbereitenden Arbeiten wie Gehölzrodungen, Abriss der 
verbliebenen Lauben und Abschieben von Vegetations- 
schichten außerhalb der  Brutzeit  durchgeführt werden. 
Insgesamt umfasst die Brutzeit der möglicherweise be- 
troffenen Arten den Zeitraum zwischen Anfang März und 
Mitte August. Alle erforderlichen vorbereitenden Baumaß- 
nahmen sind somit außerhalb dieser Zeitspanne durchzu- 
führen. 

 

Bei Berücksichtigung der angegebenen Bauzeitenregelung 
ist  davon  auszugehen,  dass  der  Verbotstatbestand  nach 
§ 44 (1) Nr. 1 BNatSchG nicht ausgelöst wird. 

 

Störungsverbot (§44 (1) Nr. 2) 
 

Vorhabensbedingte Störungen können für Brutvögel vor 
allem durch baubedingte Beeinträchtigungen während der 
Bauphase (Lärmemissionen, Baustellenverkehr, 
Scheuchwirkungen) und durch anlagenbedingte Scheuch- 
wirkungen (artspezifischer Meideabstand zur Bebauung) 
hervorgerufen werden. Störungen lösen nur dann einen 
Verbotstatbestand aus, wenn sie erheblich sind, d. h. sich 
negativ auf den Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Vogelart auswirken. 

 

Baubedingte Störungen sind zeitlich begrenzt und nicht 
täglich wirksam. Relevante Beeinträchtigungen sind somit 
für die Mehrzahl der als unempfindlich geltenden  Arten 
nicht anzunehmen. Selbst wenn einzelne Brutpaare durch 
baubedingte Tätigkeiten verdrängt werden, so ist davon 
auszugehen, dass sie sich nach Abschluss der Bauarbei- 
ten wieder ansiedeln werden. Eine Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes der Lokalpopulationen aller betroffe- 
nen Arten ist somit nicht zu erkennen. 

 

Ein Verbotstatbestand der Störung während der Fortpflan- 
zungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeit 
nach § 44 BNatSchG ist damit nicht gegeben. 
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Verbot der Beschädigung oder der Zerstörung von Le- 
bensstätten (§44 (1) Nr. 3) 

 

Wenngleich die das Plangebiet umgrenzenden Knicks und 
auch der mittige Knick als Grünstrukturen erhalten bleiben, 
gehen mit der erforderlichen Beseitigung von Knickab- 
schnitten, einzelbäumen und der Fichtenschonung einige 
Bruthabitate von Gehölzbrütern verloren. Gehölzarme Ru- 
deralflächen und Säume dienen zudem potenziell dem am 
Boden brütenden Fasan als Bruthabitat. 

 

Für den Bebauungsplan Nr. 24 gilt die Privilegierung nach 
§ 44 Abs. 5 BNatSchG, so dass in diesem Fall ein Verstoß 
gegen das Zugriffsverbot der Zerstörung von Lebensstät- 
ten nur dann zutrifft, wenn  die  ökologische  Funktion  der 
von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ru- 
hestätten der Gehölz- und Bodenbrüter im räumlichen Zu- 
sammenhang nicht mehr gewährleistet wäre. 

 

Die Konfliktanalyse für die einzelnen Vogelgilden  kommt 
zum Ergebnis, dass ein Teil der betroffenen Brutpaare auf 
angrenzende Habitate vergleichbarer Qualität ausweichen 
und so den Lebensraumverlust teilweise kompensieren 
kann. Für die weiteren betroffenen Brutpaare sind als ar- 
tenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme entsprechende 
Gehölzstrukturen mit ruderalen Säumen wieder herzustel- 
len. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass im Zuge der Ein- 
griffsbilanzierung als Ersatz für die zu beseitigenden Fich- 
tenbestände Feldgehölze mit ruderalen Säumen in ausrei- 
chendem Umfang geschaffen werden, die nach einer ge- 
wissen Etablierungszeit wieder als Bruthabitat für die be- 
troffenen Arten zur Verfügung stehen werden. Die zu be- 
seitigenden Knickabschnitte müssen nach den „Durchfüh- 
rungsbestimmungen zum Knickschutz“ durch Ersatz aus- 
geglichen werden, wodurch ebenfalls mittelfristig neue 
Bruthabitate entstehen. Mit Durchführung dieser Maßnah- 
men bleibt die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- 
stätten aller betroffenen Gehölzfreibrüter im räumlichen 
Zusammenhang vollständig erfüllt. Ein Zugriffsverbot nach 
§ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG kann somit i.V.m. § 44 (5) 
BNatSchG ausgeschlossen werden. 

 

Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass - trotz der 
Entfernung der Gehölze und der Beseitigung der Boden- 
vegetation- die ökologische Funktion der von dem Vorha- 
ben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Ge- 
hölz- und Bodenbrüter im räumlichen Zusammenhang wei- 
terhin erfüllt wird, bzw. sich die ökologische Gesamtsitua- 
tion des vom Vorhaben  betroffenen  Bereichs  im  Hinblick 
auf die Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhestätte nicht 
verschlechtert. 

 

Damit liegt kein Verbotstatbestand der Beschädigung oder 
Zerstörung von Lebensstätten vor. 
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Verbot der Entnahme, Beschädigung und Zerstörung 
von streng geschützten Pflanzenarten (§ 44 (1) Nr. 4) 

 

Im Plangebiet findet keine der in Anhang IV genannten 
Pflanzenarten geeignete Lebensbedingungen, es sind 
demnach keine Pflanzen vom Verbot des § 44 (1) Nr. 4 
BNatschG betroffen. 

 

§ 45 BNatSchG – Ausnahme 
 

Entsprechend den obigen Ausführungen treten -unter der 
Voraussetzung der Einhaltung der Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen (Rodung der Gehölze im Zeitraum 
vom 1.10. bis 14.3., Baufeldräumung nicht von Mitte März 
bis Mitte August, Neuanlage von Knick und Feldgehölzen 
mit ruderalen Säumen) -innerhalb des Vorhabens keine 
Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG für die Arten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie und den europäischen Vo- 
gelarten ein. Eine Ausnahme gemäß § 45 BNatSchG  ist 
daher nicht erforderlich. 

 
 

Fledermäuse                                         Für die Fledermäuse wird Rahmen der Konfliktanalyse ei- 
ne Gruppenprüfung für die kleinen, Spalten bewohnenden 
Arten Zwergfledermaus, Mückenfledermaus und Rauhaut- 
fledermaus  durchgeführt. 

 

Tötungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
 

Spaltenbewohnende Fledermausarten sind nur  in  den  al- 
ten Überhältern der Knicks zu erwarten. Da die Überhälter 
in Gänze erhalten bleiben,  ist die Tötung von Individuen 
ausgeschlossen. 

 

Störungstatbestände nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG 
 

Störwirkungen auf Fledermäuse, die Baumspalten als Ta- 
gesverstecke nutzen, sind aufgrund der ausreichenden 
Abstände der Baugrenzen zu vernachlässigen. 

 

Verbot der Beschädigung oder der Zerstörung von Le- 
bensstätten nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG 

 

Die älteren Bäume der Knicks bleiben von den Planungen 
unberührt. In einem zu beseitigenden Knickabschnitt be- 
finden sich zwei mehrstämmige größere Bäume, die aber 
in den relativ dünnen Einzelstämmen keine Spalten auf- 
weisen, so dass Zerstörungen potenzieller Zwischenquar- 
tiere von Fledermäusen auszuschließen sind. 

 

Auch ist eine relevante Beeinträchtigung von Jagdhabita- 
ten und Flugstraßen für keine der betrachteten Arten zu 
erkennen. So wird nur ein kleiner Teil der im Plangebiet 
vorhandenen Jagdgebiete und Flugstraßen durch Gehölz- 
beseitigung beeinträchtigt, der Großteil der linearen Ge- 
hölze am Rande des Plangebietes bleibt erhalten. Zudem 
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ist zu berücksichtigen, dass es  sich bei den abgängigen 
Gehölzbeständen nicht um existenzielle Jagdgebiete han- 
delt, da eine ausreichende Anzahl an vergleichbaren Jagd- 
revieren in der Umgebung erhalten bleibt. 

 

Das Zugriffsverbot des § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG wird durch 
die erforderliche Gehölzbeseitigung somit nicht berührt. 

 
 

Artenschutz-Maßnahmen Im  Folgenden  werden  die  erforderlichen  Maßnahmen  zu- 
sammengefasst. 

 

Folgende Bauzeitenregelungen sind einzuhalten: 
 

• Gehölze dürfen gemäß  Landesnaturschutzgesetz  nur 
im Zeitraum von Anfang Oktober bis Mitte März be- 
seitigt werden. 

 

• Die Freiflächen dürfen in der Zeit von Mitte August 
bis Ende März geräumt werden. 

 

• Der Abriss verbliebener Gebäude darf nicht innerhalb 
des Zeitraums vom 15.03.-15.08. erfolgen 

 

• Schaffung von Gehölzflächen als Ersatz für die zu be- 
seitigenden  Fichtenschonungen 

 
 

18 Ergänzende  Angaben 
 

18.1. Beschreibung der wich- 
tigsten Merkmale der ver- 
wendeten technischen Ver- 
fahren bei der Umweltprü- 
fung sowie Hinweise auf 
Schwierigkeiten, die bei 
der Zusammenstellung der 
Angaben aufgetreten sind 

 
 

Die Umweltprüfung des Bebauungsplans greift auf eigene 
örtliche Bestandsaufnahmen und Erhebungen zurück. Die 
Informationen zu den weiteren Schutzgütern ergeben sich 
durch eine Auswertung der Ökologischen Bestandsauf- 
nahme sowie durch Ableitung aus den erfassten Biotopty- 
pen und aus verschiedenen vorhabenbezogenen Untersu- 
chungen, die jeweils bei den einzelnen Schutzgütern auf- 
geführt sind. 

 

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung dieser  Anga- 
ben sind nicht aufgetreten. 

 

Die Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes erfolgt 
angelehnt an die Einstufung von Flächen  im  Gemeinsa- 
men Runderlass des Innenministeriums und des Ministeri- 
ums für Umwelt, Natur und Forsten "Verhältnis der natur- 
schutzrechtlichen Eingriffsregelung  zum  Baurecht"  (2013) 
in den zwei Wertstufen allgemeine und besondere Bedeu- 
tung. In der Umweltprüfung werden die möglichen Auswir- 
kungen des Vorhabens auf die Umwelt untersucht und de- 
ren Erheblichkeit verbal-argumentativ hergeleitet. Im Um- 
weltbericht sind die positiven sowie die nachteiligen erheb- 
lichen Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter der 
Umwelt dargestellt. 

AC  PLANERGRUPPE GMBH 

160901 Begr_BP24-B.docx Teil II – Seite 52 
 



 

September 2016 Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 
 

18.2. Kenntnis- und 
Prognoselücken 

Es sind keine Kenntnis- und Prognoselücken bekannt. 

 

18.3. Maßnahmen zur 
Überwachung der erhebli- 
chen  Auswirkungen 

Die Gemeinde Schacht-Audorf überwacht: 
 

• die  Einhaltung  der  artenschutzrechtlichen  Vorgaben 
(Bauzeitenregelung), 

 

• die Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen 
 

• die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen 
 
 

19 Zusammenfassung Die Gemeinde Schacht-Audorf beabsichtigt die Durchfüh- 
 rung  einer  Bauleitplanung  für  den  Bereich  östlich  der 

Dresdner Straße, südlich der Königsberger Straße, west- 
lich  der  Straße  Fahrenlüth  und  nördlich  der  freien  Feld- 
mark.  Der  Plangeltungsbereich  hat  eine  Größe  von  ca. 
4,2 ha. 

Hierbei handelt es sich um eine landwirtschaftlich als In- 
tensivgrünland  genutzte  Fläche  sowie  zu  einem  Teil  um 
Gartenflächen und Fichten-Schonungen. Die Nutzungs- 
konzeption des B-Plans Nr. 24 sieht die Errichtung von 
Einzel- und Doppelhäusern vor. 

 

Der Großteil der Fläche ist im geltenden Flächennut- 
zungsplan von 1971 als Kleinsiedlungsgebiet (WS) darge- 
stellt, der westliche Teil  des  Plangeltungsbereichs  ist  in 
der 7. Flächennutzungsplanänderung als  Grünfläche  mit 
der Zweckbestimmung „Dauerkleingärten“ dargestellt. Der 
FNP befindet sich derzeit in Neuaufstellung, mit der plane- 
rischen Absicht,  für  den Plangeltungsbereichs des  B- 
Planes Nr. 24 Wohnbauflächen darzustellen. 

 

Die Ermittlung der voraussichtlich erheblichen Umwelt- 
auswirkungen erfolgt gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Be- 
lange des Umweltschutzes, welche in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB und § 1a BauGB definiert sind, im Rahmen einer 
Umweltprüfung (UP). Die Umweltprüfung erfolgte unter 
Betrachtung der einzelnen Schutzgüter im Umweltbericht. 

 

Bezüglich des Schutzgutes Mensch sind die wesentlichen 
vorhabenbezogenen Wirkungen, die zu Auswirkungen auf 
das Schutzgut Mensch führen können, Schallimmissionen 
(„Lärm”) sowie ggf. Luftschadstoffimmissionen. Der Plan- 
geltungsbereich befindet sich im Einflussbereich der Bun- 
desautobahn A7 sowie im Einflussbereich der Kieler Stra- 
ße (L47). Ein Schallgutachten (dB Con, Dipl.-Ing. Arno P. 
Goldschmidt, Gutachten Nr. (574) 1 2 08 15 vom 
15.08.2015) hat die Auswirkungen  der  Lärmemissionen 
auf das geplante Wohngebiet untersucht. 

 

Das Gutachten stellt fest, dass der Orientierungswert für 
Wohngebiete von 55 dB(A) für den Tageszeitraum nahe- 
zu auf dem gesamten Plangebiet  überschritten  wird  und 
der  Orientierungswert  für  Wohngebiete  in  der  Nacht  von 
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45 dB(A) auf dem gesamten Plangebiet überschritten wird. 
 

Zum Ausgleich der Überschreitungen der Orientierungs- 
werte und zur planungsrechtlichen Absicherung der bau- 
rechtlichen Anforderungen an die Schalldämmung der 
Außenbauteile zum Schutz  gegen  Umgebungslärm  sind 
im B-Plan Nr. 24 der Gemeinde Schacht-Audorf daher 
passive Schallschutzmaßnahmen festzusetzen. Die im 
Gutachten empfohlenen Festsetzungen werden in den 
Bebauungsplan  übernommen. 

 

Die gesetzlichen Vorgaben des Immissionsschutzes  wer- 
den eingehalten, so ist eine Gefährdung der menschlichen 
Gesundheit durch Schallemissionen ausgeschlossen. 

 

Durch die vorgesehene Überbauung und Flächenversie- 
gelung kommt es zu einem Verlust an Lebensräumen für 
Tier- und Pflanzenarten. Direkt betroffen sind geringwerti- 
ge Grünlandflächen, Fichtenschonungen und Gartenflä- 
chen von geringer Wertigkeit sowie nach § 21 LNatSchG i. 
V. m § 30 BNatSchG gesetzlich geschützte Knickabschnit- 
te. Die Planung führt nicht zu Verstößen gegen geltendes 
Artenschutzrecht. 

 

Durch die Planungen kommt es zu Bodenversiegelungen, 
die im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege- 
lung bilanziert werden. 

 

Ebenfalls durch die Bodenversiegelungen betroffen ist das 
Schutzgut Wasser, da es zu einem erhöhten Oberflächen- 
abfluss und einer Verringerung der Grundwasserneubil- 
dung kommt. Eine dezentrale  Versickerung  ist  aufgrund 
der Bodenverhältnisse nicht möglich. Das Entwässe- 
rungskonzept sieht vor, anfallendes  Oberflächenwasser 
der Privatgrundstücke grundstücksintern zu fassen und 
zusammen mit dem Oberflächenwasser der öffentlichen 
Straßengrundstücke in ein neu zu schaffendes Regen- 
rückhaltebecken zu leiten. Von hier wird die aus dem B- 
Plangebiet anfallende Wassermenge gedrosselt in das 
vorhandene, weiterführend Kanalnetz abgegeben. 

 

Die Schutzgüter Klima und Luft und Kultur- und Sachgüter 
sind durch die Planungen nicht erheblich betroffen. 

 

Das Landschafts- bzw. Ortsbild wird durch die neue Be- 
bauung verändert, da eine bisherige Freifläche bebaut 
wird, allerdings wird durch Festsetzungen zum Erhalt der 
Knickstrukturen, zur Eingrünung und Durchgrünung des 
Baugebietes möglichen Beeinträchtigungen  durch  die 
neue Bebauung ausreichend entgegengewirkt. 

 

Der Ausgleich der geplanten Eingriffe erfolgt auf einer 
Ausgleichsfläche im Ökokonto „Wildes Moor-West“. 

 

Der Ersatz für die zu beseitigenden Fichtenschonungen 
erfolgt extern auf einer gemeindeeigenen  Ausgleichsflä- 
che (Flurstück 39/2, Flur 12, Gemarkung Schülldorf). Der 
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Knickersatz wird über ein Knick-Ökokonto in der Gemein- 
de Osterstedt im Kreis Rendsburg-Eckernförde und ein 
Knick-Ökokonto in der Gemeinde Stadum im Kreis 
Schleswig-Flensburg  vorgenommen. 

 

Ergänzende Angaben, wie Hinweise auf  Kenntnislücken 
und Angaben zur Überwachung schließen den Umweltbe- 
richt ab. 

 
 

20 Anhang:  Pflanzenliste Aus Gründen des Biotop- und Artenschutzes wird empfoh- 
 len, für die Anpflanzungen vorwiegend landschaftstypische 

und standortgerechte Gehölze zu verwenden. Folgende Ar- 
ten kommen in Frage: 

 
 

Großkronige Bäume 
 

Acer platanoides – Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus – Bergahorn 
Betula pendula - Sandbirke 
Fagus sylvatica – Rotbuche 
Prunus avium – Vogelkirsche 
Quercus robur – Stieleiche 
Salix alba - Silberweide 
Tilia cordata - Winterlinde 
Tilia platyphyllos - Sommerlinde 
Ulmus Hybriden Resista – Resista-Ulme 

 

Kleinkronige  Bäume 
 

Acer campestre – Feldahorn 
Carpinus betulus – Hainbuche 
Crataegus laevigata – Zweigriffeliger Weißdorn 
Prunus padus  - Frühe Traubenkirsche 
Sorbus aucuparia – Eberesche 
Sorbus intermedia – Mehlbeere 

 
 

Hausbäume 
 

Malus spec. – Holz-Apfelbaum in Sorten 
Prunus domestica – Pflaume 
Prunus avium – Süßkirsche 
Pyrus communis – Kulturbirne 
Sowie  hochstämmige,  vorzugsweise  alte  regionale  Obsts- 
orten 

 
 

Freiwachsende  Hecken 
 

Carpinus betulus - Hainbuche 
Cornus mas - Kornelkirsche 
Cornus sanguinea – Blutroter Hartriegel 
Corylus avellana – Hasel 
Crataegus monogyna - Weißdorn 
Euonymus europaeus – Pfaffenhütchen 
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Frangula alnus - Faulbaum 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
Prunus padus – Frühe Traubenkirsche 
Prunus spinosa – Schlehdorn 
Rosa canina – Hunds-Rose u.a. 
Salix in Arten (S. viminalis, S. triandra, S. purpurea) - Wei- 
den 
Sambucus nigra – Schwarzer Holunder 
Sorbus aucuparia - Vogelbeere   
Viburnum opulus – Gemeiner Schneeball 
Quercus robur – Stieleiche als Überhälter 

 
 

Schnitthecken 
 

Acer campestre – Feldahorn 
Carpinus betulus - Hainbuche 
Crataegus monogyna – Eingriffeliger Weißdorn 
Fagus sylvatica - Rotbuche 
Ligustrum vulgare – Liguster 

 
 

Knicks 
 

Überhälter: 
 

Betula pendula Sand-Birke 
Quercus robur  Stiel-Eiche 

 
Sträucher und weitere Bäume: 

Alnus glutinosa Schwarz-Erle 
Populus tremula  Zitter-Pappel 
Rubus div. spec. Brombeer-Arten 
Corylus avellana Haselnuss 
Crataegus spec.  Weißdorn-Arten (heimisch) 
Prunus padus Trauben-Kirsche 
Rhamnus frangula Faulbaum 
Salix spec. Weiden-Arten  (heimisch) 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Sorbus aucuparia Eberesche 

 
 
 

Schacht-Audorf, den  
 

………………………………………. 

Bürgermeisterin 
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1 Staatskanzlei – Landesplanungsbehörde – 

28.07.2015 
 

 Az: StK 322 vom 28.07.2015 
 

 

1.1  Maßgeblich für die Planungen der Gemeinde sind 
der Regionalplan III sowie der Landesentwick-
lungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP; Amtsbl. 
Sch.-H. 2010, Seite 719). 
Die Gemeinde Fockbek gehört zum Stadt-
Umland-Bereich Rendsburg und ist Teil der Ge-
bietsentwicklungsplanung (GEP) für den Lebens- 
und Wirtschaftsraum Rendsburg. Im Entwick-
lungsplan der SUK Rendsburg haben sich die 
Kommunen auf die zukünftigen Entwicklungsflä-
chen für Wohnen und Gewerbe verständigt und 
diese in drei zeitliche Prioritätsstufen eingeteilt. 
Die vorliegende Fläche ist keine Entwicklungsflä-
che entsprechend des Entwicklungsplans. Sie ist 
als sogenannte „Weißfläche“ dargestellt. In der 
bisherigen Kooperationspraxis wurden diese Flä-
chen als „unbedenklich“ im Hinblick auf das Men-
gengerüst des Entwicklungsplans behandelt. 
 

Kenntnisnahme. 
 
 
Hinweis: 
Richtigerweise muss es heißen: „ ... die Gemeinde 
Schacht-Audorf ...“ 

1.2  Mit Blick auf den Entwicklungsplan bestehen ge-
genüber der Planung keine Bedenken. Insbeson-
dere bestätige ich, dass Ziele der Raumordnung 
nicht entgegenstehen. 
 

Kenntnisnahme. 

1.3  Ich weise jedoch darauf hin, dass aus Sicht der 
Landesplanung eine zeitnahe Fortschreibung des 
Entwicklungsplans dringend erforderlich erscheint. 
 

Kenntnisnahme. 

1.4  Darüber hinaus verweise ich auf die Stellungnah-
me des Kreises Rendsburg-Eckernförde und bitte 
um Berücksichtigung der Hinweise. 
 

vgl. Stellungnahme 10. 

1.5  Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und greift 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitpla-
nes nicht vor. Eine Aussage über die Förderungs-
würdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser 
landesplanerischen Stellungnahme nicht verbun-
den. 
 

Kenntnisnahme. 

1.6  Aus Sicht des Ministeriums für Inneres und Bun-
desangelegenheiten (Referat für Städtebau und 
Ortsplanung, Städtebaurecht) sind derzeit keine 
weiteren Anmerkungen erforderlich. 
 

Kenntnisnahme. 

2 Landeskriminalamt (Kampfmittelräumdienst) – 
17.11.2015 

 

 Az: 2015-B-259 vom 17.11.2015 
 

 

2.1  Hiermit teile ich Ihnen mit, dass für das Gebiet 
(siehe Betreffzeile) keine Auskunft zur Kampfmit-
telbelastung gem. § 2 Abs. 3 Kampfmittelverord-
nung S-H erfolgt. 
Eine Auskunftseinholung beim Kampfmittelräum-

Kenntnisnahme. 
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dienst S-H ist nur für Gemeinden vorgeschrieben, 
die in der benannten Verordnung aufgeführt sind. 
Die Gemeinde Schacht-Audorf liegt in keinem uns 
bekannten Bombenabwurfgebiet. 
Für die durchzuführenden Arbeiten bestehen aus 
Sicht des Kampfmittelräumdienstes keine Beden-
ken. 
Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht gänz-
lich auszuschließen und unverzüglich der Polizei 
zu melden (...). 
 

3 Archäologisches Landesamt – 11.07.2016  
 Az: bplan24-Schacht-Audorf-RE vom 

11.07.2016 
 

 

3.1  Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf ar-
chäologische Kulturdenkmale gem. § 2 (2) DSchG 
in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Um-
setzung der vorliegenden Planungen feststellen. 
Daher haben wir keine Bedenken und stimmen 
den vorliegenden Planunterlagen zu. 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 
unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. 
Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentü-
merin oder den Eigentümer und die Besitzerin 
oder den Besitzer des Grundstücks oder des Ge-
wässers, auf oder der in dem Fundort liegt, und für 
die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur 
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die 
Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten be-
freit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen 
von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung 
erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur 
Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürli-
chen Bodenbeschaffenheit. 
 

Kenntnisnahme 
Die Begründung beinhaltet bereits einen entspre-
chenden Hinweis. 

4 Archäologisches Landesamt – 20.10.2015  
 
 

Az: bplan24-Schacht-Audorf-RE vom 
20.10.2015 
 

 

4.1  Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf ar-
chäologische Kulturdenkmale gem. § 2 (2) DSchG 
in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Um-
setzung der vorliegenden Planungen feststellen. 
Daher haben wir keine Bedenken und stimmen 
den vorliegenden Planunterlagen zu. 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 
unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. 
Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentü-

Kenntnisnahme 
Die Begründung beinhaltet bereits einen entspre-
chenden Hinweis. 
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merin oder den Eigentümer und die Besitzerin 
oder den Besitzer des Grundstücks oder des Ge-
wässers, auf oder der in dem Fundort liegt, und für 
die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur 
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die 
Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten be-
freit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen 
von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung 
erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur 
Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürli-
chen Bodenbeschaffenheit. 
 

5 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume – Untere Forstbehörde – 
08.07.2016 

 

 
 

Az: 7414.22 vom 08.07.2016 
 

 

5.1  Von Seiten der unteren Forstbehörde werden 
keine Anregungen oder Bedenken zur oben be-
zeichneten Planung vorgebracht. 
 

Kenntnisnahme. 

6 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume – Untere Forstbehörde – 
19.10.2015 

 

 Az: 74.14.22 vom 19.10.2015 
 

 

6.1  (...) keine Anregungen oder Bedenken 
 

Kenntnisnahme. 

7 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume – Technischer Umweltschutz 
– 22.10.2015 

 

 Az: Id/7515 vom 22.10.2015 
 

 

7.1  (...) werden hinsichtlich der von hier zu vertreten-
den immissionsrechtlichen Belange keine Beden-
ken oder Anregungen vorgebracht. 
 

Kenntnisnahme. 

8 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 
GMSH – 29.10.2015 

 

 Az: 2713.21 vom 29.10.2015 
 

 

8.1  (...) keine Einwände, da keine Landesliegenschaf-
ten betroffen sind. 
 

Kenntnisnahme. 

9 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen der Bundeswehr – 
18.07.2016 

 

 18.07.2016 
 

 

9.1  Die Bundeswehr bezieht sich auf die Stellung-
nahme vom 20.10.2015 zum BBP 24  und hält 
diese weiterhin aufrecht. 

Kenntnisnahme. 
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10 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 

und Dienstleistungen der Bundeswehr – 
20.10.2015 

 

 
 

Az: Infra I 3 – 35-60-00 vom 20.10.2015 
 

 

10.1  Der Standort der o.a. Maßnahme befindet sich im 
Bauschutzbereich des militärischen Flugplatzes 
Hohn. Es wird aus Flugsicherungsbelangen dem 
Bauvorhaben bei Ein- und Zweifamilienhäuser 
zugestimmt.  
Die Bauhöhen nach § 12 LuftVG sind einzuhalten. 
Sollte es bei zukünftigen Bauvorhaben zum Ein-
satz von Kränen kommen, sind diese gesondert 
zur Prüfung und Bewertung beim Bundesamt für 
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr, Fontainengraben 200, 53123 
Bonn einzureichen. Einen Antrag auf Genehmi-
gung Kraneinsatz habe ich Ihnen beigelegt, den 
Sie bitte den Bauherren zur Verfügung stellen. 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass es aufgrund 
der Nähe zum Flugplatz zu Einschränkungen in 
der Kranhöhe kommen kann. 
 

Kenntnisnahme. 

10.2  Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden 
und Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flug-
platz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie 
Fluglärm etc. beziehen, nicht anerkannt werden. 
Bei Änderung der Bauhöhe, des Bautyps oder der 
Standortkoordinaten ist das Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr erneut zu beteiligen. 
 

Kenntnisnahme. 

11 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Kiel-
Holtenau – 14.07.2016 

 

 
 

Az: 3114SB3-213.2-303-NOK/38-24 vom 
14.07.2016 
 

 

11.1  Zunächst möchte ich mich dafür bedanken, dass 
sie die meine Aufgabenerfüllung beeinträchtigen-
de Ausgleichsfläche aus der Planung herausge-
nommen haben. Durch die aktuell vorliegende 
Planung ist meine Richtfunktrasse nunmehr nicht 
mehr betroffen. 
 

Kenntnisnahme. 

11.2  Unter Punkt 16.3, Seite 39, wird ausdrücklich zu-
gesagt, dass mir Änderungen von Einleitungen in 
den Nord-Ostsee-Kanal im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung angezeigt werden. 
 

Kenntnisnahme. 

11.3  Mit diesen beiden Punkten sehe ich meine Betrof-
fenheit ausreichend berücksichtigt. 
 
 
 

Kenntnisnahme. 

12 Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau – 
19.11.2015 

 

 Az: 3114SB3-213.2-303-NOK/38-24 vom  
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19.11.2015 
 

12.1  Zunächst möchte ich mich dafür bedanken, dass 
Sie in Abschnitt 11.5 auf die Anzeigepflichten bei 
Änderungen von Einleitungen in den Nord-Ostsee-
Kanal ausdrücklich hingewiesen haben. 
 

Kenntnisnahme. 

12.2  Ergänzend zu meiner Stellungnahme vom 
25.06.2015 
• weise ich darauf hin, dass die  Kompensations-

fläche „Am Brook“ im Trassenverlauf meiner 
Richtfunkstrecke liegt. Die bestehende Richt-
funkstrecke wird für die Signalübertragung von 
sicherheitsrelevanten Daten für die Verkehrssi-
cherung des NOK verwendet. Die Richt-
funkstrecke ist von bedeutender Wichtigkeit. An 
das System werden für die Gewährleistung der 
Sicherheit sehr hohe Anforderungen, insbeson-
dere an die Verfügbarkeit gestellt. Die Verfüg-
barkeit wird durch „Einbauten“ jeglicher Art im 
Wellen-Ausbreitungsbereich gestört. 
Für die Kompensationsfläche im Bereich des 
Trassenkorridors darf der Bewuchs deshalb ei-
ne Höhe von 35 m ü NN nicht überschreiten. 
Durch Auswahl der Gehölze und / oder ggf. 
spätere Gehölzpflegemaßnahmen zu Lasen 
des Verantwortlichen dieser Anpflanzung – ist 
die maximal zulässige Höhe von 35 m ü NN si-
cherzustellen. 

 

Berücksichtigung 
Die Fläche „Am Brook“ wird nicht mehr für die 
Neuanlage von Feldgehölzen herangezogen. Die 
Kompensationsmaßnahme Feldgehölz, die vorge-
sehen war, wird auf einer anderen gemeindlichen 
Fläche umgesetzt.   

12.3  • weise ich darauf hin, dass neben den Einleitun-
gen über die ggf. vorhandene Kanalisation auch 
bei indirekten Einleitungen über Bäche, Gräben 
oder ähnliches meine Belange betroffen sein 
können. Zumeist ist davon auszugehen, dass 
diese Einleitungen letztlich im Nord-Ostsee-
Kanal eingeleitet werden. Durch die zusätzliche 
Beaufschlagung des Vorfluters ändert sich da-
mit die entsprechende Einleitung in den Nord-
Ostsee-Kanal. Auch diese bedarf der Anzeige 
mit entsprechenden Nachweisen. 

 

Kenntnisnahme. 
Zum entsprechenden Zeitpunkt wird eine Anzeige 
beim zuständigen Wasser- und Schifffahrtsamt 
eingereicht. 

 Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau 
Az: 3114SB9-213.2-303-NOK/38-24 vom 25.06.2015 
 

Vorschlag zur Behandlung 

 Durch das Vorhaben bin ich in der Wahrnehmung mei-
ner Aufgaben nicht betroffen, sofern keine zusätzlichen 
Einleitungsmengen (Niederschlag oder Schmutzwas-
ser) direkt oder indirekt in den Nord-Ostsee-Kanal ein-
geleitet werden. 
 

Kenntnisnahme. 
Das Entwässerungskonzept sieht vor, dass unbelaste-
tes Oberflächenwasser auf den Wohnungsbaugrund-
stücken zur Versickerung gebracht wird, wo die Boden-
verhältnisse dafür geeignet sind. Auf den Wohnungs-
baugrundstücken, wo keine Versickerung von unbelas-
tetem Niederschlagswasser möglich ist, muss das je-
weilige Grundstück an die öffentliche Regenwasserka-
nalisation angeschlossen werden. 
Die Schmutzwasserentwässerung erfolgt über einen 
Anschluss an die öffentliche Schmutzwasserkanalisati-
on. 

 In diesem Zusammenhang verweise ich auf die Anzei-
gepflichten, die sich aus § 31 Bundeswasserstraßenge-
setz ergeben. 
 

Änderungen von Einleitungen in den Nord-Ostsee-
Kanal werden im Rahmen der Erschließungsplanung 
dem Wasser- und Schifffahrtsamt detailliert angezeigt. 
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13 Eisenbahn-Bundesamt – 02.11.2015  
 Az: 57140-571pt/009-2015#186 vom 02.11.2015 

 
 

13.1  (...). Das Plangebiet des BP 24 befindet sich in 
einer so ausreichenden Entfernung zu den Be-
triebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes, dass 
seitens des Eisenbahn-Bundesamtes keine Be-
denken bestehen. 
Eine weitere Beteiligung wird nicht gewünscht. 

Kenntnisnahme. 

14 Deutsche Telekom – 27.10.2015  
 Az: PTI 11, Asmus Remmer; 4331/582/15 vom 

27.10.2015 
 

 

14.1  Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufzunehmen: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete 
und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone 
in einer Breite von ca. 0,30 m für die Unterbrin-
gung der Telekommunikationslinien der Telekom 
vorzusehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das 
"Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische 
Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungs-
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, 
zu beachten. 
Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baum-
pflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erwei-
terung der Telekommunikationslinien der Telekom 
nicht behindert werden. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommuni-
kationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der ande-
ren Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn 
und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom 
Technik GmbH unter der im Briefkopf genannten 
Adresse so früh wie möglich, mindestens 2 Mona-
te vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
 

Kenntnisnahme und Berücksichtigung im Rahmen 
der Erschließungsplanung. 

15 Kreis Rendsburg-Eckernförde – 10.08.2016  
 Az.: 10.07.2015 und 19.11.2015 vom 10.08.2016 

 
 

15.1  Die vorliegende Bauleitplanung war bereits Ge-
genstand von Stellungnahmen des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde, letztmalig vom 
19.11.2015. Meine dortigen Hinweise wurden 
teilweise berücksichtigt, beispielsweise durch eine 
Ergänzung der Aussagen zu bestehenden lnnen-
entwicklungspotenzialen und redaktioneller An-
passung der Planzeichnung. Grundsätzliche Be-
denken gegen die Planungen bestehen somit 
nicht. 
 

Kenntnisnahme. 

15.2  Auf die Genehmigungspflicht des Bebauungsplans 
bei vorzeitiger Bekanntmachung nach § 8 Abs. 3 
Satz 2 BauGB i.V.m. § 10 Abs. 2 BauGB ist in der 
Begründung hingewiesen. Ich bitte dies auch bei 
den Verfahrensvermerken auf der Planurkunde 

Wird berücksichtigt, wenn eine vorzeitige Be-
kanntmachung erforderlich wird. 
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entsprechend zu berücksichtigen. 
 
 

15.3  Auf Basis der nun vorliegenden Planunterlagen 
sowie des aktuellen Entwurfes des Gebietsent-
wicklungsplans (Stand Juni 2016) bleibt allerdings 
unklar, inwieweit die mit dem Bebauungsplan Nr. 
24 geschaffenen Wohneinheiten Einzug in die 
aktuelle Gebietsentwicklungsplanung gefunden 
haben. Bei meiner letztmaligen Stellungnahme zur 
vorliegenden Planung lag der Entwurf des Ge-
bietsentwicklungsplans mit Stand vom 24.08.2015 
vor. Dieser wies den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 24 als wohnbauliche Potenzialflä-
che der 1. Priorität aus und setzte 48 Wohneinhei-
ten an. In der nun vorliegenden Fassung ist die 
Fläche des Bebauungsplans Nr. 24 nicht mehr 
aufgenommen. Da auch die Anzahl der realisier-
baren Wohneinheiten der Innenentwicklung nicht 
gestiegen ist (40 WE gem. Entwurf 24.08.2015, 36 
WE gern. Fassung Juni 2016), ist eine entspre-
chende Berücksichtigung des Vorhabens im 
Rahmen des Gebietsentwicklungsplans nicht er-
kennbar. 
 

Die vorliegende Fläche ist keine Entwicklungsflä-
che entsprechend des Entwicklungsplanes, son-
dern eine Wohnbaubestandsfläche, die als soge-
nannte „Weißfläche“ dargestellt ist. Sie ist deshalb 
nach einvernehmlicher Abstimmung im Vorstand 
der Entwicklungsagentur im Herbst 2015 aus der 
Fortschreibungskarte und der Berechnung zum 
Mengengerüst herausgenommen worden. Diese 
Behandlung wird auch von der Landesplanung in 
ihrer Stellungnahme vom 28.07.2015 zum Entwurf 
des B-Planes Nr. 24 „als in der bisherigen Koope-
rationspraxis „unbedenklich“ im Hinblick auf das 
Mengengerüst des Entwicklungsplanes…“ gese-
hen. 

15.4  Da gemäß Kapitel 2 der textlichen Begründung mit 
einem Wohnraumneubaubedarf in der Gemeinde 
Schacht-Audorf von 100 Wohneinheiten von 2014-
2025 zu rechnen ist, bleibt zudem zweifelhaft, 
inwieweit die dargestellten Potenzialflächen der  
1. Priorität des Gebietsentwicklungsplans mit 64 
Wohneinheiten komplett ausgeschöpft werden 
sollten, da neben dem hier vorliegenden Bebau-
ungsplan mit ca. 40 Grundstücken auch die 36 
Wohneinheiten der Innenentwicklung 
Berücksichtigung finden sollten. 

Bezüglich des realistischen Umfangs der Aus-
schöpfung der GEP-Potenzialflächen der 1. Priori-
tät wird darauf hingewiesen, dass mit dem Be-
schluss über die Fortschreibung 2016 des GEP-
Entwicklungsplanes für das Jahr 2019, also in nur 
3 Jahren, ein Monitoring vereinbart wurde, im dem 
der für die 1. Priorität (bis 2020) von allen Mit-
gliedsgemeinden angemeldete Wohnbauflächen-
bedarf mit dem bis dahin tatsächlich realisierten 
Flächenverbrauch abgeglichen und das Mengen-
gerüst entsprechend angepasst wird. 
 

15.5  Zudem bitte ich den letzten Absatz des Kapitels 
3.6 dahingehend zu prüfen, dass die südlich an-
grenzenden Flächen lediglich als Potenzialfläche 
3. Priorität im Gebietsentwicklungsplan aufge-
nommen sind und auch im aktuellen Entwurf der 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans keinen 
normativen Charakter besitzen. Mit einer wohn-
baulichen Entwicklung der Flächen ist entspre-
chend maximal langfristig (nach 2025) zu rechnen. 
 

Berücksichtigung. 
Der Absatz wird entsprechend angepasst. 

15.6  In Kapitel 16.5 der Begründung ist aufgeführt, 
dass nunmehr der Ausgleich für den Eingriff in das 
Schutzgut Boden durch Versiegelung über die 
Inanspruchnahme eines Ökokontos der Gemeinde 
Osterrönfeld erfolgen soll. Ein entsprechender 
Nachweis über die Verfügbarkeit ist, im Gegen-
satz zu den in Anspruch zu nehmenden Knicköko-
konten, dem Bebauungsplan bislang nicht beige-
fügt. 
Zudem ist in Kapitel 16.5 der Begründung lediglich 
eine Fläche von 9.965 m2 aufgeführt. Der nach-
zuweisende Ausgleich beläuft sich aufgrund des 

Berücksichtigung. 
Das Ökokonto Wildes Moor West der Gemeinde 
Osterrönfeld (am 31.03.2016: Kontostand 63.499 
m²) verfügt über ausreichend Fläche. Die vertrag-
liche Vereinbarung wird vor dem Satzungsbe-
schluss getroffen und nach Satzungsbeschluss in 
Kopie der Unteren Naturschutzbehörde als Nach-
weis zur Verfügung gestellt.  
In Kapitel 16.5  der Begründung wird die dort an-
gegebene Flächengröße für den Bodenausgleich 
von 9.965 m² auf 10.840 m² korrigiert. 
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zusätzlichen Regenrückhaltebeckens allerdings 
auf 10.840 m2 (vgl. Kapitel 16.4). Ich bitte um An-
passung des Absatzes und Nachweis über die 
Flächenverfügbarkeit. Dazu verweise ich auch auf 
die nachfolgende Stellungnahme der Unteren 
Naturschutzbehörde. 
 

 Darüber hinaus nehmen die von hier aus beteilig-
ten Dienststellen wie folgt Stellung: 
 

 

15.7  Fachdienst Umwelt (untere Naturschutzbehörde) 
Die diversen, fachgerecht durchzuführenden 
Kompensationsmaßnahmen sind spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans her-
zustellen / anzupflanzen und sind nachfolgend zu 
pflegen und zu unterhalten und so dauerhaft zu 
erhalten. Es hat eine Eintragung in das Kompen-
sationsflächenkataster des Kreises zu erfolgen. Es 
ist die Fertigstellung anzuzeigen und eine Abnah-
me erforderlich.  
Mit Inkrafttreten der Satzung ist der vollständige 
Nachweis des Erwerbs aus den genannten Öko-
konten zu erbringen und der Unteren Natur-
schutzbehörde durch Übersendung entsprechen-
der Nachweise unaufgefordert vorzulegen. 
 

 
Berücksichtigung 
Die Kompensationsmaßnahmen werden fachge-
recht und im genannten Zeitrahmen durchgeführt 
und nach Umsetzung der Unteren Naturschutzbe-
hörde zur Abnahme angezeigt 
Die Verträge zum Erwerb der Ökokonten werden 
vor dem Satzungsbeschluss geschlossen und in 
Kopie der Unteren Naturschutzbehörde vorgelegt.  

15.8  Im südwestlichen Areal des Plangeltungsbereichs 
ist ein RRB als Versorgungsanlage in schemati-
sierter Form positioniert. Da deren Ausweisung 
gleichfalls einen kompensationspflichtigen Eingriff 
in Natur und Landschaft nach § 8 LNatSchG dar-
stellt und in eingriffsvermeidender / eingriffsmini-
mierender Form zu erfolgen hat, wird erwartet, 
das die Ausgestaltung der Regenrückhalteanlage, 
ihre Erschließung und räumliche Einbindung in 
Form von randlichen Eingrünungsmaßnahmen in 
der Plandarstellung präzisierend dargestellt wird . 
 

Teilberücksichtigung. 
Die geplante Größe des Regenrückhaltebeckens 
wird in der Planzeichnung ergänzt. Da die genaue 
Dimensionierung und Lage des Regenrückhalte-
beckens noch nicht abschließend feststeht, wurde 
die gesamte Versorgungsfläche als vollversiegelt 
bilanziert. Damit ist sichergestellt, dass die maxi-
mal mögliche Versiegelung ausreichend kompen-
siert wird.  
Eine Eingrünung ist nicht erforderlich, da sich rund 
um das geplante Regenrückhaltebecken bereits 
eingegrünte Kleingärten befinden.  
 

15.9  Auf die im Anhang „Pflanzenliste" als großkronige 
Baumart Gemeine Esche Fraxinus excelsior sollte 
aufgrund des aktuell durch den Schlauchpilz Cha-
lara fraxinea verursachten Eschensterbens ver-
zichtet werden. Stattdessen sollte die Ulme in 
Form der gegen das Ulmensterben resistenten 
Resista-Ulme Verwendung finden. 
Gleichfalls ist die Rote Johannisbeere Ribes 
rubrum als gärtnerische genutzte Art aus der 
Pflanzliste der frei wachsenden Hecke zu strei-
chen. 
 
 

Berücksichtigung 
Die Pflanzenliste wird angepasst- 

15.10  Fachdienst Umwelt (untere Wasserbehörde, Ab-
wasser) 
Es bestehen keine Bedenken. Die Stellungnahme 
vom 19.11.2015 ist damit entbehrlich. 

 

Kenntnisnahme. 

15.11  Fachdienst Umwelt (untere Bodenschutzbehörde) 
Es bestehen keine Bedenken. Die Stellungnahme 

Kenntnisnahme. 
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vom 10.07.2015 hat Bestand. (...) 
 

16 Kreis Rendsburg-Eckernförde – 19.11.2015  
 19.11.2015 

 
 

16.1  Durch die vorliegende Planung sollen ca. 38 
Wohnbaugrundstücke geschaffen werden. Durch 
die Zulässigkeit von Einzel- und Doppelhäusern 
ohne weitere Einschränkungen kann davon aus-
gegangen werden, dass die Voraussetzung für die 
Errichtung von eventuell 50 Wohneinheiten ge-
schaffen werden. Trotz der Lage der Fläche in 
Anbindung an den bestehenden Siedlungszu-
sammenhang, der Aktualisierung der Erhebung 
der Innenentwicklungspotenziale sowie den inter-
kommunalen Abstimmungen im Rahmen der der-
zeitigen Fortschreibung der Gebietsentwicklungs-
planung für den Stadt- und Umlandbereich 
Rendsburg genügt die Begründung für die Aus-
weisung neuer Wohnbauflächen in dem vorlie-
genden Ausmaß den hieran zu stellenden Anfor-
derungen noch nicht.  
 

Kenntnisnahme. 

16.2  So beziehen sich die bislang betrachteten Poten-
ziale der Innenentwicklung lediglich auf bislang 
unbebaute Flächen. Unklar ist dagegen, auf wel-
che Weise die Gemeinde Schacht-Audorf auch 
andere Potenziale der Innenentwicklung wie die 
Nachnutzung gewerblicher oder landwirtschaftli-
cher Betriebe sowie vorhandener Leerstände be-
trachtet hat. Bei einem Innenentwicklungspotenzi-
al von ca. 50 Wohneinheiten in den Potenzialka-
tegorien A + B sowie einem zusätzlichen Woh-
nungsleerstand von 48 Wohnungen gemäß Zen-
sus 2011, besitzt die Gemeinde erhebliche Poten-
ziale der Innenentwicklung. 
 

Kenntnisnahme. 
Es wird auf die interkommunale Zusammenarbeit 
im Rahmen des GEP Rendsburg verwiesen (vgl. 
Landesentwicklungsplan Kapitel 2.5.2, Absatz 6), 
in dem die Gemeinde Schacht-Audorf vertreten ist. 
Der Vorstand der Entwicklungsagentur für den 
Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg AÖR hat 
in seiner Sitzung am 19.08.15 festgestellt, dass die 
geplante Entwicklung des B-Plans Nr. 24 im Ein-
klang zum geltenden Entwicklungsplan steht. 
Die Gemeinde Schacht-Audorf hat sich zudem 
über einen längeren Zeitraum mit dem Thema der 
Innenentwicklung auseinandergesetzt.  
Sie hat in Ihrer Innenentwicklungspotenzialanalyse 
(GEP Rendsburg, Innenentwicklungspotenziale, 
Teilbericht, 002-04 Schacht-Audorf, 27.06.2011) 
sämtliche für den Wohnungsbau geeigneten Flä-
chen im städtebaulichen Innenbereich sowie sons-
tige für den Wohnungsbau planungsrechtlich gesi-
cherten Flächen untersucht, darunter befinden sich 
auch Hofstellen und andere betriebliche Flächen-
potenziale, sofern diese nach ihrer rechtskräftigen 
Ausweisung für den Wohnungsbau zur Verfügung 
stehen würden (also keine GE, GEe, GI, Gemein-
bedarfsflächen, SO, Grünflächen, etc.). 
Die Innenentwicklungspotenziale der Gemeinde 
Schacht-Audorf wurden im Jahr 2015 in 2 weiteren 
Begutachtungen aktualisiert (GEP-Entwicklungs-
plan - Fortschreibung; Stand: Januar 2015 / ak-
stadt-art - Aktualisierung im Rahmen der FNP-
Neuaufstellung; Stand: November 2015). Es ver-
bleiben mit Stand November 2015 20 WE in der 
Kategorie A und 84 WE in der Kategorie B. Die 
Aktualisierungen werden voraussichtlich im Früh-
jahr 2016 von der Gemeinde Schacht-Audorf be-
schlossen, anschließend folgt i.d.R. der Beschluss 
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des GEP. 
Da die Potenzialflächen sich jedoch vereinzelt über 
das gesamte Gemeindegebiet verteilen und zudem 
durch vielschichtige Realisierungshemmnisse ge-
prägt sind, ist es aus gemeindlicher Sicht erforder-
lich, die Flächen des Plangeltungsbereichs des B-
Plans Nr. 24 als künftiges Siedlungsgebiet auszu-
weisen, um den Bedarf an Wohnbauflächen der 
Gemeinde zu decken.  
In der GEP-Fortschreibung „Aufstellung und Be-
rechnung der Entwicklungsflächen“ (Stand: April 
2015) wurde weiterhin für den Zeitraum 2016 - 25 
angenommen, dass im Rahmen der Innenentwick-
lung ca. 4 WE pro Jahr entwickelt werden (das 
entspricht ca. 40 WE für diesen Zeitraum). Dies 
dokumentiert den Willen der Gemeinde und des 
GEP-Rendsburg, die ermittelten Innenentwick-
lungspotenzialflächen, so weit wie möglich, umzu-
setzen. 
Zum bestehenden Leerstand ist anzumerken, dass 
ein funktionierender Wohnungsmarkt einen Be-
stand an kurzfristig leer stehenden Wohnungen 
(sogenannte Mobilitätsreserve), die Quote beträgt 
jährlich 2,5 % des Bestandes. 
 

16.3  Hinzu kommt, dass die Notwendigkeit einer Pla-
nung im Hinblick auf die künftigen Veränderungen 
im Zuge des demografischen Wandels nicht mit 
der pauschalen Aussage eines Bedarfs an Wohn-
baufläche begründet werden sollte. Der konkrete  
Bedarf nach Wohnungen im Einfamilienhausseg-
ment sollte aus der Analyse der  prognostizierten 
Bevölkerungsentwicklung begründet werden. 
Ergibt sich ein entsprechender Bedarf nicht, ist 
das Angebotssegment zu ändern bzw. die Fläche 
zu reduzieren. 
 

Berücksichtigung. 
Aus der GEP-Fortschreibung „Mengengerüst zur 
Fortschreibung des Flächen-Entwicklungsplanes 
2015-2025“ (Stand: Mai 2015) wird für die Ge-
meinde Schacht-Audorf für den Zeitraum 2011 - 
2025 ein Bevölkerungsrückgang von ca. 170 - 180 
EW (ca. -3,8%) prognostiziert. Für das Gebiet der 
GEP wird ebenfalls ein Bevölkerungsrückgang von 
2.592 Personen (-3,7%) prognostiziert. Daraus ist 
eine ungefähr parallel laufende Entwicklung von 
Gemeinde und GEP-Gebiet ersichtlich. 
In einer Neuberechnung des Wohnbaulandbedarfs 
2014 - 25 für das Gebiet des GEP wird ein Woh-
nungsneubaubedarf von 1.615 WE (entspricht ca. 
4,6% des Wohnungsbestands von 2009) errechnet 
(v.a. aufgrund von Ersatzbedarfen und Mobilitäts-
reserven). Unter der Annahme einer weiterhin 
parallelen Entwicklung von Gemeinde und GEP-
Gebiet errechnet sich für die Gemeinde Schacht-
Audorf ein Neubaubedarf von ca. 100 WE für den 
Zeitraum 2014 - 2025. Dies untermauert die ge-
meindliche Einschätzung nach neuen Wohnbau-
flächen. 
Zudem verzeichnet die Gemeinde während des 
Aufstellungsverfahrens zum B-Plan Nr. 24 eine 
große Nachfrage nach Baugrundstücken, dabei 
übersteigt die Anzahl der Interessenten die Zahl 
der geplanten Grundstücke im B-Plangebiet.  
 

16.4  Die auf Seite 41 des Umweltberichtes dargestellte 
Ausgleichsfläche ist in der sich im Verfahren be-
findlichen Neuaufstellung des Flächennutzungs-
plans der Gemeinde als „Wohnbauliche Potenzial-
fläche der 2. Priorität nach SUK (2016)“ darge-

Berücksichtigung. 
Die im Umweltbericht dargestellte Ausgleichsflä-
che „ Am Brook“ wird nicht mehr für die Kompen-
sationsmaßnahmen herangezogen. Die vorgese-
henen Ausgleichsmaßnahmen werden zum Teil 
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stellt. Der planerische Widerspruch ist zu prüfen, 
insbesondere da Ausgleichsflächen dauerhaft zu 
erhalten und zu sichern sind. Der Nachweis über 
die Flächen für den zu erbringenden Ausgleich 
muss spätestens zum Satzungsbeschluss erfol-
gen. Entsprechende vertragliche Vereinbarungen 
sind den Ausfertigungen des Bebauungsplans 
beizufügen. 
 

auf einer anderen gemeindeeigenen Fläche umge-
setzt. Der nachzuweisende Knickersatz wird über 
ein Ökokonto abgedeckt. Es wird eine erneute 
eingeschränkte Beteiligung und eine öffentliche 
Auslegung mit dem aktualisierten Ausgleichskon-
zept erfolgen.  

16.5  Die Erschließung und städtebauliche Anordnung 
sowie die Begründung der textlichen Festsetzun-
gen sind in sich schlüssig aufbereitet. Ich bitte 
dennoch um Beachtung folgender redaktioneller 
Hinweise: 
• Die mit der Zweckbestimmung „Elektrizität, 

Trafo-Station“ gekennzeichnete Fläche sollte 
gemäß ihrer zukünftigen Nutzung nicht als öf-
fentliche Grünfläche sondern als Fläche für 
Versorgungsanlage gemäß Nr. 7 PlanZV ge-
kennzeichnet sein. 

• In der Planausfertigung ist auf die Lesbarkeit 
der Darstellungen zu achten. In der vorliegen-
den verkleinerten Ausfertigung sind insbeson-
dere die möglichen Grundstücksparzellierungen 
kaum erkennbar. 

• In der Planausfertigung ist zudem die Lesbar-
keit der bestehenden Flurstücke sicherzustel-
len. In der vorliegenden verkleinerten Ausferti-
gung liegen diese teilweise in der Zeichenrei-
henfolge hinter anderen Festsetzungen, so 
dass die Flurstücksnummern nicht lesbar sind. 
Gebäudebestand, Flurstücksgrenzen und -
nummern sind als Darstellungen ohne Norm-
charakter auch in die Legende aufzunehmen. 

• Zur Eindeutigkeit der Abgrenzung zwischen 
privater und öffentlicher Grünfläche im Zentrum 
des Plangebietes sollten zwei unterschiedliche 
Grüntöne oder alternativ das Planzeichen „Ab-
grenzung unterschiedlicher Nutzungen“ gemäß 
Nr. 15.5 PlanZV verwendet werden. 

• Zur Eindeutigkeit sollten die Nachtzone 2 und 
der Teilbereich 2 gemäß Ziffer 3.1 der textli-
chen Festsetzungen auch in die Planzeichnung 
übernommen werden. 

• Gemäß Kapitel 6.2 der textlichen Begründung 
dürfen Zufahrten und Stellplätze in den Vor- 
zonen (Bereich zwischen Baugrenze und Stra-
ßenbegrenzungslinie) lediglich ausnahmsweise 
errichtet werden. Die Aussage sollte dahinge-
hend angepasst werden, dass diese Anlagen 
allgemein zulässig sind. Ansonsten bestünde 
ein Widerspruch zu der entsprechenden textli-
chen Festsetzung Nr. 1.2, Satz 2. 

 
 
 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Tlw. Berücksichtigung. 
Da zum jetzigen Zeitpunkt der genaue Standort 
der Trafo-Station nicht bekannt ist, dokumentiert 
das Planzeichensymbol an dieser Stelle den der-
zeit beabsichtigten Standort, eine flächenhafte 
Festsetzung ist nicht erforderlich. 
 
Die Lesbarkeit der Planzeichnung (mögliche Par-
zellierung, Flurstücksnummern, etc.) wird verbes-
sert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Eindeutigkeit der Abgrenzung zwischen priva-
ter und öffentlicher Grünfläche wird in der Plan-
zeichnung verdeutlicht. 
 
 
 
Die Darstellung der Nachtzone 2 und des Teilbe-
reichs 2 wird redaktionell in der Planzeichnung 
ergänzt. 
 
Die Begründung wird in diesem Punkt entspre-
chend angepasst. 

 Fachdienst Umwelt (untere Naturschutzbehör-
de) 
Es ist eine genauere, standortbezogene Auswahl 
der Gehölzarten anzugeben. Eine Entwicklungs-
pflege ist vorzusehen einschließlich des späteren 
Abbaus des Zauns. 
 
Die diversen fachgerecht durchzuführenden Kom-
pensationsmaßnahmen müssen spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans her-
gestellt werden und sind dann dauerhaft zu erhal-
ten. Es erfolgt eine Eintragung in das Kompensa-
tionsflächenkataster des Kreises. Es ist die Fertig-
stellung anzuzeigen, und es ist eine Abnahme 
erforderlich. 
 
Mit Inkrafttreten der Satzung ist der vollständige 
Nachweis des Erwerbs aus den genannten Öko-
konten zu führen. 
 

 

16.6 1 Fachdienst Umwelt (untere Naturschutzbehör-
de) 
Es ist eine genauere, standortbezogene Auswahl 

 
 
Berücksichtigung 
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der Gehölzarten anzugeben. Eine Entwicklungs-
pflege ist vorzusehen einschließlich des späteren 
Abbaus des Zauns. 
 

Die Begründung wird um eine Pflanzenliste er-
gänzt. Eine Entwicklungspflege ist bereits in der 
Maßnahmenbeschreibung der Neuanlage von 
Feldgehölzen enthalten.  
 

 Die diversen fachgerecht durchzuführenden Kom-
pensationsmaßnahmen müssen spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans her-
gestellt werden und sind dann dauerhaft zu erhal-
ten. Es erfolgt eine Eintragung in das Kompensa-
tionsflächenkataster des Kreises. Es ist die Fertig-
stellung anzuzeigen, und es ist eine Abnahme 
erforderlich. 
  

Berücksichtigung 
Die Gemeinde wird die Kompensationsmaßnah-
men umgehend umsetzen. Es wird zu gegebener 
Zeit die Fertigstellung angezeigt und ein Abnahme-
termin vereinbart.  

 Mit Inkrafttreten der Satzung ist der vollständige 
Nachweis des Erwerbs aus den genannten Öko-
konten zu führen. 
 

Berücksichtigung 
Die Verträge für den Erwerb der Ökopunkte zum 
Ausgleich der Eingriffe liegen unterschrieben beim 
Satzungsbeschluss vor. 
 

16.7  Fachdienst Umwelt (untere Wasserbehörde, 
Gewässeraufsicht) 
Sofern eine Versickerung des Oberflächenwas-
sers auf den Grundstücken erfolgen soll, ist ein 
Abwasserbeseitigungskonzept aufzustellen und 
von der Unteren Wasserbehörde genehmigen zu 
lassen. 
 

 
 
Kenntnisnahme und Berücksichtigung im Rahmen 
der Baugenehmigungsplanung. 

16.8  Fachdienst Umwelt (untere Bodenschutzbe-
hörde)  
Die Stellungnahme vom 10.07.2015 hat weiterhin 
Bestand. 
 

 
 
Kenntnisnahme. 

 Fachdienst Umwelt (untere Bodenschutzbehörde) 
10.07.2015 
 

Vorschlag zur Behandlung 

 Es bestehen unter Beachtung der nachfolgenden Aufla-
gen keine Bedenken gegen die vorgesehene Planung: 
 

 

 - Bei zusammenhängenden Bauvorhaben mit einer 
Fläche von > 2.500 qm ist ein Bodenmanagement-
konzept zu erstellen und der zuständigen unteren 
Bodenschutzbehörde zur .Abstimmung vorzulegen. 

- Humoser Oberboden ist nach § 202 BauGB und §§ 
1,4 BBodSchG zu behandeln. 

- Der Einsatz von Baumaschinen (hier die Nutzung 
unbefestigter Flächen) ist auf das notwendige Maß 
zu reduzieren um irreversiblen Bodenverdichtungen 
vorzubeugen. 

- Ausgehobene Bodenmassen sind nach Boden-
schichtung getrennt zu lagern und bei einem Wie-
dereinbau profilgerecht zu verfüllen. Nicht wieder 
verbauter humoser Oberboden ist gemäß § 202 
BauGB und §§ 1,4 BBodSchG in geeigneter Weise 
wieder zu verwerten. 

Kenntnisnahme und Berücksichtigung im Rahmen der 
Erschließungsplanung. 

 - Der Versiegelungsgrad von Bodenflächen ist auf das 
absolut Notwendige zu minimieren. 
Hierzu sind: 
1. Zuwegungen und Stellflächen für PKW auf Privat-
grundstücken wasserdurchlässig auszubilden und 
2. Terrassenflächen wasserdurchlässig auszubilden. 

 

Berücksichtigung im Text-Teil B. 

 Innerhalb des Plangeltungsbereichs befinden sich nach Kenntnisnahme. 
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heutigem Kenntnisstand keine Altablagerungen und 
keine Altstandorte. 

 
 Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige 

Bodenbereiche angetroffen werden, ist die untere Bo-
denschutzbehörde des Kreises umgehend zu informie-
ren. 

 

Kenntnisnahme und Berücksichtigung im Rahmen der 
Erschließungsplanung. 

17 Handwerkskammer Flensburg – 15.07.2016  
 15.07.2016 

 
 

17.1  (...) Anregungen und Bedenken werden nicht vor-
gebracht. 
 

Kenntnisnahme. 

18 Handwerkskammer Flensburg – 21.10.2015  
 21.10.2015 

 
 

18.1  Anregungen und Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
 

Kenntnisnahme. 

19 Industrie- und Handelskammer zu Kiel – 
12.07.2016 

 

 12.07.2016 
 

 

19.1  (...) Wir haben bezüglich der Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 24 der Gemeinde Schacht-
Audorf keine Bedenken und Anregungen. 
 

Kenntnisnahme. 

20 Industrie- und Handelskammer zu Kiel – 
22.10.2015 

 

 22.10.2015  
20.1  Gegen das oben genannte Planverfahren erhebt 

die IHK zu Kiel keine Bedenken. 
 

Kenntnisnahme. 

21 Schleswig-Holstein Netz AG – 13.07.2016  
 13.07.2016 

 
 

21.1  Unser Schreiben vom 08. Juli 2015 hat weiterhin 
Bestand, der Bedarf eines Stationsplatzes wurde 
von Ihnen berücksichtigt. 
 

Kenntnisnahme. 

22 Schleswig-Holstein Netz AG, 21.10.2015  
   
22.1  Wir verweisen auf unsere Anmerkungen unseres 

Schreibens vom 08.07.2015, die weiterhin Be-
stand haben. 
 

Kenntnisnahme. 

23 Schleswig-Holstein Netz AG, 30.10.2015  
   
23.1  (...) aus Ihren Planunterlagen ist ersichtlich, dass 

ein Trafostationsplatz berücksichtigt wurde. 
Unser Schreiben vom 8. Juli hat weiterhin Be-
stand. 
 
 
 

Kenntnisnahme. 

 Schleswig-Holstein Netz AG 
08.07.2015 
 

Vorschlag zur Behandlung 
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 Aufgrund Ihrer Anfrage teilen wir Ihnen mit, dass unse-
rerseits keine Bedenken bestehen, sofern bei der Bau-
maßnahme unsere Versorgungsleitungen berücksichtigt 
werden. Für Ihre Planung notwendige Bestandspläne 
der Schleswig-Holstein Netz AG erhalten Sie unter: 
leitungsauskunft@sh-netz.com. 
 

Eine Leitungsauskunft zu den bestehenden Versor-
gungsleitungen wurde gestellt, die entsprechenden 
Pläne wurden bereitgestellt und an den Vorhabenträger 
weitergeleitet. Die Leitungen werden im Rahmen der 
Erschließungsplanung berücksichtigt. 
Vorhandene Leitungen innerhalb des Plangeltungsbe-
reichs befinden sich im Bereich des Wendehammers 
Breslauer Straße (Gasmitteldruckleitung) sowie im west-
lichen Teilbereich des Plangebiets (inaktive Mittelspan-
nungsleitung - 20 kV -).  
 

 Die Anpflanzung von Bäumen im Bereich unserer Lei-
tungstrassen bitten wir mit uns abzustimmen, um später 
Schäden an unseren Versorgungsleitungen und damit 
Versorgungsstörungen zu vermeiden. Das direkte Be-
pflanzen von Energietrassen sollte grundsätzlich ver-
mieden werden. 
Wir geben nur dann unsere Zustimmung zum Anpflan-
zen von Bäumen im Bereich von Versorgungsleitungen, 
wenn etwa durch Schutzmaßnahmen sichergestellt 
wird, dass jede Gefährdung der Versorgungsleitung 
ausgeschlossen ist. Die Kosten der Schutzmaßnahmen 
haben, soweit nicht anders vereinbart, die Veranlas-
senden der Bepflanzung zu tragen. 
Damit es bei der Erschließung dieses Bebauungsgebie-
tes nicht zu unnötigen Bauverzögerungen kommt, 
möchten wir die für unsere Versorgungsleitungen erfor-
derlichen Leistungen für Tiefbau und Verlegung in die 
Gesamtausschreibung des Bauvorhabens integrieren. 
Hierfür bitten wir um Nennung Ihres Ansprechpartners 
(z.B. Planungsbüro) rechtzeitig vor Ausschreibungsbe-
ginn. 
Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass für den Ausbau 
des Versorgungsnetzes innerhalb des Bebauungspla-
nes ein Zeitraum von 3 Monaten benötigt wird und bit-
ten daher um entsprechende Abstimmung für die Bau-
durchführung.  
 

Kenntnisnahme. 

 Die elektrische Energieversorgung im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. ??? werden wir von einer 
Trafo-Station aus durchführen, die wir im Zuge der 
Erschließung des Baugebiets erstellen werden. 
Für den geplanten Stationsstandort benötigen wir eine 
Fläche von mindestens 3m x 5m. Wir schlagen vor, das 
Grundstück separat zu vermessen und im Gemeindeei-
gentum zu belassen. Zu einem späteren Zeitpunkt wer-
den wir die Eintragung einer Grunddienstbarkeit für die 
Fläche, die uns kostenlos zur Verfügung gestellt werden 
muss, beantragen. 
 
 

Berücksichtigung. 
Innerhalb der öffentlichen Grünflächen wird eine Fläche 
für eine Trafostation vorgesehen. 

24 Amt Hüttener Berge – 14.07.2016  
 Az: 621.25 / IIIb3 / 233323 vom 14.07.2016 

 
 

24.1  Die Gemeinde Borgstedt hat die o.g. Planung der 
Gemeinde Schacht-Audorf zur Kenntnis genom-
men.  
Seitens der Gemeinde Borgstedt werden keine 
Anregungen vorgetragen. 
 
 
 

Kenntnisnahme. 

25 Amt Hüttener Berge – 22.10.2015  
 Az: 621.41 / IIIb4 / 201389 vom 22.10.2015  
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25.1  Seitens der Gemeinde Borgstedt werden keine 

Anregungen vorgetragen. 
 

Kenntnisnahme. 

26 Stadt Rendsburg – 01.08.2016  
 01.08.2016 

 
 

26.1  Von Seiten der Stadt Rendsburg werden keine 
Anregungen zum o.g. Bauleitplanverfahren vorge-
bracht, sofern die 2. Fortschreibung des Entwick-
lungsplanes der Entwicklungsagentur beschlossen 
wird. 
 

Kenntnisnahme. 

27 Stadt Büdelsdorf – 08.08.2016  
 08.08.2016 

 
 

27.1  Zu der o.g. Planung werden seitens der Stadt 
Büdelsdorf keine Anregungen vorgebracht. 
Hinweis: Es wäre aus Sicht der Stadt Büdelsdorf 
wünschenswert gewesen, die im Bebauungsplan 
Nr. 24 „Königsberger Straße Süd“ vorgesehene 
Entwicklung in die derzeit laufende 3. Fortschrei-
bung des Gebietsentwicklungsplanes einfließen 
zu lassen. 
 

Kenntnisnahme. 

28 Stadt Büdelsdorf – 20.11.2015  
 20.11.2015 

 
 

28.1  (...) keine Anregungen  
 

Kenntnisnahme. 
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